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Horstmann. Wenn Sie etwas anderes behaupten, 
sagen Sie die Unwahrheit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Zweitens. Es gibt in einem einzigen Bereich in 
diesem Jahr eine Kürzung, die wir aber nicht zu 
verantworten haben, sondern die mit der Be-
schlusslage der alten Landtagsmehrheit zu tun 
hat, als Sie als Verkehrsminister die Vorschläge 
von Herrn Koch und Herrn Steinbrück umgesetzt 
haben. Das sind Kürzungen, die in diesem Jahr 
real im Haushalt nachzuweisen sind. 

Bitte, hören Sie damit auf, dem Parlament und der 
Öffentlichkeit Sand in die Augen zu streuen. Hö-
ren Sie damit auf, hier zu fabulieren und Nebel-
kerzen zu werfen. Das nimmt Ihnen keiner mehr 
ab, Herr Horstmann. Sie tragen die Verantwortung 
für die Preiserhöhung in diesem Jahr. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Wittke. – Meine Damen und Herren, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Redezeiten sind auch 
nicht mehr verfügbar. 

Wir können dann zur Abstimmung zum Einzel-
plan 14 kommen, da wir, nachdem alle Teilberei-
che behandelt worden sind, am Schluss der Bera-
tungen sind.  

Ich lasse zunächst abstimmen über die Nr. 93, den 
SPD-Antrag Drucksache 14/1729. Wer diesem 
Antrag zustimmen möchte, den bitte ich, mit der 
Hand aufzuzeigen. – Gegenstimmen? – Enthaltun-
gen? – Dann ist dieser Antrag mit den Stimmen 
von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Ich rufe als Nächstes die Nr. 95, Antrag Druck-
sache 14/1816, auf. Antragsteller ist die Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer diesem Antrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich, mit der Hand auf-
zuzeigen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – 
Dann ist dieser Antrag mit den Stimmen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen von Bündnis 90/Die 
Grünen bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD abgelehnt. 

Ich rufe unter der Nummer 96, den Antrag von 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/1817 zur 
Abstimmung auf. Wer diesem Antrag zustimmen 
möchte, den bitte ich, mit der Hand aufzuzeigen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Dann ist die-
ser Antrag mit den Stimmen von CDU und FDP 
gegen die Stimmen der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen bei Stimmenthaltung der SPD-
Fraktion abgelehnt. 

Ich rufe aus der Übersicht die Nr. 101, den An-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Druck-
sache 14/1825, zur Abstimmung auf. Wer diesem 
Antrag zustimmen möchte, den bitte ich, mit der 
Hand aufzuzeigen. – Gegenstimmen? – Enthal-
tungen? – Dann ist dieser Antrag mit den Stim-
men von CDU, SPD und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Wir kommen zur Nr. 102 und damit zum Antrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Drucksa-
che 14/1826. Wer diesem Antrag zustimmen 
möchte, den bitte ich, mit der Hand aufzuzeigen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist 
auch dieser Antrag mit den Stimmen von CDU, 
SPD und FDP gegen die Stimmen von Bündnis 
90/Die Grünen abgelehnt. 

Wir kommen zur laufenden Nr. 103, dem Antrag 
von Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/1828. 
Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte 
ich, mit der Hand aufzuzeigen. – Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Damit ist dieser Antrag mit den 
Stimmen von CDU, SPD und FDP gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den letzten 
Änderungsantrag zum Einzelplan 14, der Nr. 105 
in der Übersicht. Es ist der Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen Drucksache 14/1831. 
Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte 
ich, mit der Hand aufzuzeigen. – Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Somit ist auch dieser Antrag mit 
den Stimmen von CDU, SPD und FDP gegen die 
Stimmen von Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen damit zur 
Abstimmung über den Einzelplan 14 entsprechend 
der Beschlussempfehlung Drucksache 14/1714. 
Wer dem Einzelplan 14 entsprechend der Be-
schlussempfehlung zustimmen möchte, den bitte 
ich, mit der Hand aufzuzeigen. – Gegenstimmen? – 
Enthaltungen? – Damit ist der Einzelplan 14 bei 
Zustimmung der Fraktionen von CDU und FDP ge-
gen die Stimmen von SPD und Bündnis 90/Die Grü-
nen angenommen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich rufe den Einzelplan 08 auf: 

Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und 
Energie  

mit den Teilbereichen „Wirtschaft und Mittelstand“, 
„Energie“ und „Landesplanung“. 
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Ich weise hin auf die Beschlussempfehlung Druck-
sache 14/1708 und den Änderungsantrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen unter der Nr. 106 
Drucksache 14/1792.  

Ich eröffne die Beratung und rufe auf den Teilbe-
reich „Wirtschaft und Mittelstand“. 

Als erste Wortmeldung habe ich für die Fraktion 
der SPD die Wortmeldung des Kollegen Römer, 
bitte. 

Norbert Römer (SPD): Frau Präsidentin! Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Wirtschaftspolitik dieser 
Landesregierung ist von demselben Dilemma ge-
kennzeichnet wie andere Politikbereiche, über die 
wir bereits geredet haben: große Sprüche, kleine 
Taten, viel Luft und wenig Substanz. Frau Ministe-
rin, persönlich schätze ich Sie durchaus. Zu Ihrer 
politischen Arbeit muss ich Ihnen jedoch sagen: 
Sie ist im Ergebnis eine Nullnummer.  

(Beifall von der SPD) 

Wo immer Sie, Frau Thoben, mit geradezu ideo-
logischer Verbissenheit Ihre Ziele verfolgen, wie 
bei der Suche nach immer neuen Aufgaben für 
die Kammern und bei der Suche nach immer 
neuen Steinen, die Sie der RAG Aktiengesell-
schaft beim Börsengang in den Weg legen wollen, 
da schaden Sie der wirtschaftlichen Entwicklung 
in unserem Land, da schaden Sie den Unterneh-
men und den Arbeitsplätzen, da schaden Sie 
Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der SPD) 

Sie haben, Frau Thoben, ohne Zweifel – das er-
fahren Sie ja inzwischen auch aus Ihren eigenen 
Reihen – ein glückloses Jahr hinter sich. Zuerst 
hatten Sie viel Mühe – das scheint ab und zu im-
mer noch durch –, von Opposition auf Regierung 
umzuschalten. Sie haben das Land, seine wirt-
schaftliche Leistungskraft wie im Wahlkampf her-
untergeredet. Sie haben den Eindruck erweckt, 
als hätten wir es in Nordrhein-Westfalen mit einer 
überbordenden Bürokratie zu tun, die unsere Un-
ternehmen stranguliert, als sei hier alles schlecht 
und in anderen Bundesländern alles besser. Da-
mit erweisen Sie unserer Wirtschaft, vor allem un-
serem Mittelstand einen Bärendienst; denn Sie 
machen den Wirtschaftsstandort Nordrhein-
Westfalen schlecht.  

Reden Sie einmal mit den Unternehmen, die sich 
im Genehmigungsverfahren befinden, beispiels-
weise die Steag AG! Die singen ein Loblied auf 
die Bündelungsfunktion und die professionelle 
Vorgehensweise der zuständigen Bezirksregie-
rung in Düsseldorf in solchen Genehmigungsver-

fahren. Die wollen nicht mit anderen Zuständen in 
anderen Ländern tauschen. Aber das passt ja, 
Frau Ministerin, nicht in Ihr Weltbild. Deshalb 
blenden Sie das aus.  

Wo gibt es, Kolleginnen und Kollegen, meine Da-
men und Herren, eine in Europa wahrnehmbare 
Standortpolitik für Nordrhein-Westfalen? Wo sind 
die großspurig angekündigten Initiativen, die neu-
en Ideen dieser Landesregierung? Im Wirt-
schaftsausschuss haben Sie, Frau Ministerin, im 
August vorigen Jahres in Ihrer sogenannten klei-
nen Regierungserklärung noch mit flotten Sprü-
chen angekündigt, mit – ich zitiere – „Ideen zu 
winken“. Dann winken Sie doch mal. Wo ist denn 
ein Wink im Haushaltsplan mit neuen I-
deen? Fehlanzeige auf der ganzen Linie, Frau 
Thoben! Wahrlich kein glückliches Jahr! 

(Beifall von der SPD) 

Ich will an Ihren Start erinnern. Damals verkünde-
ten Sie zum Erstaunen vieler, auch in den Regie-
rungsfraktionen, dass die erfolgreiche Wirtschafts-
förderung zukünftig bei den Kammern angesiedelt 
werden soll. Dann gibt es einen Aufschrei in den 
Regionen und in den Kommunen, und plötzlich ist 
alles nur ein großes Missverständnis. Und am 
Ende wird das fortgesetzt, was Ihr Vorgänger 
längst in Angriff genommen hatte: eine vernetzte, 
ortsnahe Beratung mit wenigen, mit kompetenten 
Ansprechpartnern. Willkommen in der Wirklich-
keit, Frau Ministerin! 

Es ist doch unbestritten: Die Schnittstellen zwi-
schen den Beratungsinstanzen können, müssen 
selbstverständlich verbessert werden, und zwar 
laufend, denn das ist ja ein Prozess, in dem im-
mer wieder dazugelernt wird, in dem auf neue 
Entwicklungen reagiert wird. Aber deshalb das 
ganze System abzuschaffen und durch ein neues 
zu ersetzen, nur um Ihre kaum noch zu überbie-
tende Liebe zu den Kammern zu befriedigen, Frau 
Ministerin, das ist wirklich großer Quatsch. Das 
haben Sie inzwischen ja auch einsehen müssen.  

Wichtig wäre allerdings, die Wirtschaftsförderung 
des Landes zu einer Standortmarketingagentur 
fortzuentwickeln: mit neuen Ideen, mit neuen 
Themen, auch mit neuen Kampagnen. Das wäre 
ein Feld, um mit Bayern, mit Baden-Württemberg, 
mit Rheinland-Pfalz mitzuhalten und deren erfolg-
reichen Standortaktionen eine von und für Nord-
rhein-Westfalen entgegenzusetzen, anstatt immer 
nur zu jammern und unser Land schlechtzureden. 
Das wäre, Frau Ministerin, handfeste Mittelstands-
förderung. Aber was ist? Fehlanzeige auch hier, 
Frau Thoben! Schade! Chance vertan! 
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Dass Mittelstandpolitik bei Ihnen sogar noch 
schlechter gehen kann, haben Sie kürzlich selbst 
bewiesen; dafür haben Sie die Grundlagen gelegt. 
Zukünftig sollen die Handwerkskammern selbst 
darüber entscheiden, wer ohne Meisterbrief einen 
Betrieb führen darf und wer nicht, also nicht mehr 
die neutralen Bezirksregierungen, sondern die in 
dieser Frage parteiischen Kammern. Kammerlie-
be, Frau Ministerin! Bei aller Anerkennung der al-
les in allem guten Arbeit der Handwerkskammern: 
In diesem Fall sollten die Kammern auch im eige-
nen Interesse solche Aufgaben nicht wahrnehmen 
müssen; denn das nährt doch den Verdacht, dass 
solche Genehmigungen zukünftig ganz restriktiv 
erteilt werden. Was das mit der notwendigen För-
derung von mehr Selbstständigkeit zu tun hat, das 
bleibt wirklich schleierhaft. Frau Ministerin, das 
Gegenteil wird der Fall sein. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Ich will ein weiteres Beispiel für die glücklose 
Hand von Frau Thoben nennen. Sie vergrätzt ja 
nicht nur die Partner in den Regionen. Nicht nur 
die kommunalen Wirtschaftsförderer wenden sich 
mit Grausen von der Landesregierung ab. Es geht 
noch schlimmer. Die Wirtschaftsministerin hat bei 
Vertretern des Eifeltourismus einen bleibenden 
Eindruck hinterlassen. Bei ihrem Besuch des Ei-
felstandes anlässlich der Internationalen Touris-
musbörse in Berlin hat sie ihre Unterschrift unter 
das Konzept „Zukunftsinitiative Eifel“ verweigert. 
Das hat Überraschung, Betroffenheit, Unver-
ständnis und Verärgerung ausgelöst – bei den be-
troffenen Gemeinden und Kreisen in der Eifel ge-
nauso wie bei den betroffenen Partnern in Ostbel-
gien. Frau Ministerin, das ist das Gegenteil von 
notwendiger Vertrauensarbeit. Das, was Sie getan 
haben, schadet den Städten und Gemeinden in 
der Eifel. 

(Beifall von der SPD) 

Ich komme zu einer weiteren sogenannten Kern-
botschaft der Ministerin. Sie haben angekündigt, 
Frau Thoben, Sie würden den – ich zitiere – „För-
derdschungel“ – schon wieder solch ein Wortun-
getüm aus Ihrer düsteren Beschreibung der Lage 
im Land – in Nordrhein-Westfalen lichten, Sie 
würden Doppelstrukturen ablösen, Sie würden 
dem – ich zitiere noch einmal – „Wirrwarr“ ein En-
de bereiten. Was ist dann passiert? Jetzt ist die 
Abwicklung von Förderprogrammen bei der NRW-
Bank platziert. Tolle Überraschung! Die vorherige 
Landesregierung hat dieses neue, wichtige In-
strument NRW-Bank geboren und mit Leben ge-
füllt. Frau Thoben nutzt dieses Instrument und 
geht den vorbereiteten Weg weiter. Willkommen 
in der Wirklichkeit, Frau Ministerin! 

Ich könnte die „Liste der glücklosen Hand“ fortfüh-
ren. Sie ist eine einzige Offenbarung, große Sprü-
che, kleine Taten, viel Luft, wenig Substanz. 

Von der politischen Gestaltung des Strukturwan-
dels im Ruhrgebiet wollen Sie sich komplett ver-
abschieden. „Kümmert euch selbst um die Lösung 
eurer Probleme“ heißt Ihre Botschaft an die Städ-
te und Gemeinden, an die Menschen im Ruhrge-
biet. Das ist unverantwortlich, das werden wir Ih-
nen nicht durchgehen lassen. Das werden wir ü-
berall deutlich herausstellen, damit die Menschen 
wissen, was von Ihren Sprüchen zu halten ist, das 
Ruhrgebiet stärken zu wollen. 

Wir werden, Frau Ministerin, auch darauf drängen, 
dass die europäischen Strukturmittel für die 
nächste Förderperiode ausschließlich in die vom 
Strukturwandel betroffenen Regionen gehen. Da-
bei muss das Ruhrgebiet Empfängerregion Num-
mer eins bleiben. Deshalb ist es gut, dass die 
Bundesregierung in Brüssel erfolgreich verhandelt 
hat. 

(Beifall von Frank Sichau [SPD]) 

Es ist gut, dass Frau Merkel da zusammen mit 
Peer Steinbrück erfolgreich war. Für Nordrhein-
Westfalen gibt es mehr Mittel als in der zu Ende 
gehenden Förderperiode. Finanzminister Peer 
Steinbrück hat auch durchgesetzt, dass private 
Mittel zur Kofinanzierung eingesetzt werden kön-
nen. 

Das und anderes, Frau Ministerin, ist ein Erfolg, 
den die Bundesregierung in Kontinuität der Politik 
der rot-grünen Landesregierung erreicht hat. Der 
darf jetzt nicht durch Sie verspielt werden. Wir 
werden jedenfalls darauf achten, dass das vor al-
lem dem Ruhrgebiet zugute kommt. 

(Beifall von der SPD) 

Ich fasse zusammen, Frau Thoben: Da, wo Sie 
die erfolgreiche Politik der bisherigen Landesre-
gierung fortsetzen, da haben Sie unsere Zustim-
mung, da gibt es auch keine Reibungsverluste. 
Da, wo Sie Ihre Kammerliebe befriedigen, da gibt 
es Kopfschütteln, Widerstände und Reibungsver-
luste – auch und besonders in Ihren eigenen Rei-
hen. Da, wo neue Ideen, neue Konzepte, neue 
Initiativen erforderlich sind, da ist Fehlanzeige. 

Frau Ministerin, Sie verlassen sich ganz offen-
sichtlich auf den begonnenen wirtschaftlichen 
Aufschwung. Sie unterstützen weder die wichtigen 
Anstöße der Bundesregierung zur Förderung von 
wirtschaftlicher Belebung und Beschäftigung noch 
entwickeln Sie eigene Aktivitäten. Keine einzige 
Initiative für zukunftsträchtige Wettbewerbe in ei-
nem der Wachstumsbereiche unseres Landes! 
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So, Frau Thoben, werden Sie jedenfalls kein gu-
tes Klima für Aufbruch und Investitionen in Nord-
rhein-Westfalen schaffen können, was wir aber 
dringend brauchen.  

Wir warten weiter auf Ihre neuen Ideen. Auch aus 
dem vorgelegten Haushalt für Ihr Haus lässt sich 
keine neue Idee ablesen. Das ist zu wenig für das 
Industrieland Nordrhein-Westfalen, und das ist zu 
wenig für eine Wirtschaftspolitik, die diesen Na-
men verdienen würde. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Römer. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der CDU der Kollege Dr. Droste 
das Wort. 

Dr. Wilhelm Droste (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich bin 
heute eigentlich mit der Absicht hier hingekom-
men, eine sehr friedvolle Ansprache zu halten und 
habe mich auch so weit darauf vorbereitet, 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Hier werden Re-
den gehalten, keine Ansprachen!) 

aber, Herr Kollege Römer, gestatten Sie mir trotz-
dem – Frau Ministerin wird sicher gleich die Gele-
genheit nehmen, da ist sie frau genug, auf Ihre 
Worten zu entgegnen – eine Bemerkung voranzu-
setzen: Sie sprechen davon, dass die CDU nicht 
nur vor, sondern sogar auch nach der Regie-
rungsübernahme das Land schlecht- oder herun-
terrede. Das würde diesem Land nicht besonders 
gut tun. 

Ich will Ihnen eines sagen: Es ist Maxime dieser 
neuen Landesregierung und der sie tragenden 
Fraktionen, Klarheit und Wahrheit in den Vorder-
grund zu stellen. 

(Lachen von der SPD) 

Das, was Sie hier mit Herunterreden darstellen, 
würde ich eher mit der Überschrift etikettieren: Sie 
von der SPD und von den Grünen haben sich in 
den letzten zehn Jahren etwas in die Tasche ge-
logen, 

(Beifall von CDU und FDP) 

wenn es um die Beschreibung von Nordrhein-
Westfalen und diesen Wirtschaftsstandort ging. 
Schauen Sie es sich an: Nicht umsonst sind wir 
im Wirtschaftsindex auf Platz 14 herunterge-
rutscht. Aber all das wird mit Gesundbeten und 
„Es wird hoffentlich besser“ abgetan. Da müssen 
Taten folgen. 

Deshalb, Herr Römer: Ich habe hohes Verständ-
nis, dass man sich in seine Aufgabe als wirt-
schaftspolitischer Sprecher der Opposition erst 
einmal einfinden und dass man eine gesunde Kri-
tik üben muss. Es ist ja auch wichtig für eine Re-
gierung, dass sie eine – sagen wir einmal – kluge 
Gegnerschaft in der Opposition hat. Das hält 
wach. Wie hat Napoleon immer gesagt? Lieber 
ein kluger Gegner als ein dummer Freund! – Aber 
ich muss gestehen: Davon sind Sie noch weit ent-
fernt. Wir wünschen uns, dass Sie sich in dieser 
Frage verbessern. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Aufstellung des ersten Haushalts einer neuen 
Landesregierung bietet in der Tat Gelegenheit, 
Zwischenbilanz zu ziehen über das, was nach der 
Regierungsübernahme vorgefunden wurde, über 
das, was bereits auf den Weg gebracht wurde, 
und über das, was wir uns in näherer Zukunft vor-
genommen haben.  

Die gute Nachricht ist – darüber dürfen wir uns 
gemeinsam freuen –, dass wir hier heute über die 
Perspektiven nordrhein-westfälischer Wirtschaft 
und des Mittelstandes sprechen können – zu ei-
nem Zeitpunkt, zu dem die Menschen in Nord-
rhein-Westfalen, aber auch in Gesamtdeutschland 
wieder mit wachsendem Optimismus nach vorne 
blicken. Ich denke dabei vor allen Dingen an die 
erfreulichen Prognosen der Wirtschaftsinstitute, 
die voraussagen, dass unsere heimische Wirt-
schaft an Fahrt aufgenommen hat und voraus-
sichtlich in diesem Jahr ein Wirtschaftswachstum 
von 1,8 % zeitigen wird. Es ist das beste Wirt-
schaftswachstum, das wir seit sieben Jahren hat-
ten. 

Diese positive Entwicklung zeigt sich zum einen 
an den steigenden Auftragseingängen aus dem 
Ausland. Aber viel wichtiger ist, dass sich vor al-
len Dingen die Binnenkonjunktur und damit auch 
das Vertrauen unserer Verbraucher hier in Nord-
rhein-Westfalen offenbar deutlich verbessert ha-
ben.  

Ich will annehmen – und darüber dürfte Konsens 
bestehen –, dass die Politik jetzt alle Vorausset-
zungen dafür schaffen muss, dass diese Entwick-
lung kein Strohfeuer bleibt, sondern von Dauer ist, 
sodass Unternehmensgewinne, Unternehmens-
gründungen im Ergebnis auch zu mehr Arbeits-
plätzen führen, die unser Land so dringend benö-
tigt. Wir werden das schaffen, wenn wir den ein-
geschlagenen Kurs zu einer Politik der sozialen 
Marktwirtschaft weiter konsequent umsetzen und 
dauerhaft durchhalten. 
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Der vorliegende Einzelplan 08 des Wirtschaftsmi-
nisteriums verdeutlicht eindrucksvoll, was es be-
deutet, wenn durch eine rückwärts gewandte Poli-
tik – Herr Römer, Sie haben sie gerade noch ein-
mal eingefordert –, die der Vergangenheit dieses 
Landes nachtrauert, Handlungsspielräume einge-
schränkt werden und keine Luft mehr da ist für ei-
ne Zukunft, die wir ausreichend gestalten können. 
In wohl keinem Einzelplan des vorliegenden 
Haushalts wird dies so deutlich wie im Einzelplan 
des Wirtschaftsministeriums – eindrucksvoll be-
legt durch die Tatsache, dass mehr als 50 % der 
Etatmittel des Bereichs Wirtschaft, das heißt 
570 Millionen €, gezwungenermaßen allein für die 
Subventionierung der Steinkohle eingesetzt wer-
den, also für einen Tätigkeitsbereich, dem für die 
Geschichte Nordrhein-Westfalens ohne Frage ei-
ne große Bedeutung zukommt, der aber eben der 
Vergangenheit angehört. 

570 Millionen €, eine astronomisch hohe Summe, 
aktuell eingesetzt, um rund 30.000 Arbeitsplätze 
zu subventionieren, ein finanzieller Einsatz, der 
bei einer Million Arbeitslosen in diesem Land – da 
erfolgt also keine Subventionierung von Arbeits-
plätzen – nicht mehr zu vertreten ist. Von diesem 
Geld lassen sich weitaus bessere Maßnahmen für 
die Zukunft des Landes finanzieren. Daher ist es 
das erklärte Ziel der Landesregierung und der sie 
stützenden Fraktionen, dieser Form der Subventi-
onspolitik in Zukunft ein Ende zu bereiten. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, eine gute 
Wirtschaftspolitik bemisst sich doch keinesfalls an 
der Höhe von Subventionen oder der großzügigen 
Ausstattung von Förderprogrammen, wie sie in 
der Vergangenheit häufig anzutreffen war. Eine 
gute Wirtschaftspolitik stellt sich der Realität, stellt 
Wahrheit und Klarheit in den Vordergrund des 
Handelns, weist klare Linien auf, ist berechenbar 
und schafft so langfristig Vertrauen. Eine gute 
Wirtschaftspolitik bemisst sich allein daran, wie 
man durch verlässliche Strukturen Menschen und 
Betriebe dazu bringt, zu investieren, eigenständig 
unternehmerisch tätig zu werden, wobei sich der 
Staat zurücknimmt und den Einzelnen wieder zur 
Selbstbestimmung und Selbstverantwortung er-
mutigt. Weg von der Regelungspolitik hin zur 
Ordnungspolitik, das ist der wirtschaftspolitische 
Kompass dieser Landesregierung.  

In diesem Zusammenhang begrüßen wir es ganz 
besonders, dass die Wirtschaftsministerin gerade 
den Mittelstand in den Fokus ihrer Politik gerückt 
hat. Durch die Erhöhung der Meistergründungs-
prämie zeigt sich deutlich, dass wir alle Möglich-
keiten nutzen wollen, um neue Existenzen zu 
gründen und neue Arbeitsplätze zu schaffen. Eine 

Insolvenzquote von lediglich 3 % in den ersten 
fünf Jahren verdeutlicht die Wirksamkeit dieses 
Programms. Auf diese Weise werden dauerhaft 
Existenzen geschaffen. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, wir 
wollen weg von der Symbolpolitik vergangener 
Jahre. Wir wollen weg von den Luftblasen einer 
Rhetorikpolitik. Als beredtes Beispiel dieser un-
nützen Rhetorik gilt das sogenannte Mittelstands-
gesetz, das regelt, dass alle staatlichen und 
kommunalen Dienststellen verpflichtet sind, sich 
mittelstandsfreundlich zu verhalten. Solche Rege-
lungen gehören der Vergangenheit an, sind voll-
kommen nutzlos, haben keinerlei praktischen Be-
zug und werden daher abgeschafft.  

In diesem Zusammenhang auch ein klares Wort 
zur Abschaffung des Tariftreuegesetzes, das ges-
tern den Kollegen Rainer Schmeltzer dazu veran-
lasst hat, sich in der Öffentlichkeit hervorzutun 
und in einer Pressemitteilung Folgendes zu postu-
lieren – ich darf mit Einverständnis der Präsidentin 
zitieren –:  

„Die von der Landesregierung beschlossene 
Abschaffung des Tariftreuegesetzes werde 
Tausende von Arbeitsplätzen kosten.“ 

Das ist der dummdreiste Versuch, sich immer 
noch an Altes zu klammern und die Realität nicht 
wahrhaben zu wollen.  

(Zuruf von Marc Jan Eumann [SPD]) 

– Das Tariftreuegesetz, verehrter Kollege Eu-
mann, ist ein bürokratisches Monstrum, das zu 
keiner Zeit von der Praxis angenommen, sondern 
immer wirkungslos war – das wissen Sie auch –, 
das niemandem genutzt, aber vielen geschadet 
hat.  

(Widerspruch von der SPD) 

Deswegen sagt die überwiegende Zahl der Sach-
verständigen: So etwas gehört nicht in das Reg-
lement einer funktionierenden Wirtschaftspolitik. 

(Beifall von der FDP) 

Kolleginnen und Kollegen, ich kann Ihnen den 
Vorwurf nicht ersparen: Auch hier zeigt sich sehr 
deutlich, dass Sie noch weit zurück sind in dem 
Prozess der Erkenntnis, was der Wirtschaft wirk-
lich hilft und was ihr im Ergebnis schadet. Symbo-
lisch, rein rhetorisch und damit auch nutzlos war 
auch Ihre Institution des Mittelstandsbeauftragten 
mit einem großen Stab von Mitarbeitern, wo nicht 
klar war, was die eigentlich gemacht haben. Wir 
brauchen auf Landesebene kein ausuferndes Be-
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auftragtenwesen, mit dem die Politik Aktionismus 
vortäuscht, aber in der Sache nichts erledigt wird.  

Der Politik nutzloser Symbole und Rhetorik stellen 
wir konkrete Maßnahmen entgegen, mit denen 
man wirklich etwas anfangen kann. In diesem 
Sinne wurde bereits Ende des vergangenen Jah-
res das erste Mittelstandspaket verabschiedet, in 
dem für jedermann praktisch handhabbare Maß-
nahmen gebündelt und umgesetzt werden.  

Selbst wenn Sie, Herr Kollege Römer, eben ver-
sucht haben, das der Lächerlichkeit preiszugeben: 
Wir werden uns daranmachen, den Dschungel an 
Förderprogrammen zu beseitigen und wachs-
tumshemmende bürokratische Regelungen einzu-
stampfen. Das war lange überfällig. Gerade der 
Mittelstand muss von überbordender Bürokratie 
befreit werden, damit er sich wieder auf sein ei-
gentliches Kerngeschäft konzentrieren kann. Die 
Bürokratie ist zu einer Bremse für Investitionen 
geworden.  

Ob es Ihnen passt oder nicht: Wir werden dafür sor-
gen, dass in Nordrhein-Westfalen EU-Vorschriften 
nur noch 1:1 umgesetzt werden. Vorbei sind die 
Zeiten, in denen sich Politik den Luxus erlauben 
konnte, aufgrund einer ideologiebehafteten Sach-
betrachtung EU-Normen unserer Nachbarländer 
zulasten unserer heimischen Wirtschaft noch ü-
bertreffen zu müssen. Durch diese gesetzgeberi-
schen Maßnahmen lassen sich auch ohne Haus-
haltsauswirkungen deutliche Impulse für eine po-
sitive wirtschaftliche Entwicklung setzen.  

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich darf 
abschließend sagen: Ohne Frage sind weitere 
Maßnahmen in der Wirtschaftspolitik wichtig und 
hilfreich. Aber die aktuelle Wirtschaftspolitik stößt 
an die Grenzen Ihrer politischen Hinterlassen-
schaft, einer Hinterlassenschaft der leeren Kas-
sen. Deshalb ist es heute wichtiger denn je, dass 
in der Finanz- und Wirtschaftspolitik der Kurs der 
Umsteuerns, den die Landesregierung einge-
schlagen hat, eingehalten wird, die heimische 
Wirtschaft weiter belebt wird, Arbeitsplätze ge-
schaffen werden und Geld verdient wird, damit 
wieder Gestaltungsräume eröffnet werden, die die 
Zukunft der kommenden Generation sichern. Da-
für wird diese Landesregierung, wird die CDU-
Fraktion weiterhin hart arbeiten. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Dr. Droste. – Als nächster Redner hat für die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der Kollege Prig-
gen das Wort. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Liebe Frau Präsiden-
tin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr 
Dr. Droste, Sie waren zum Schluss ja sehr enga-
giert. Ich würde einleitend gerne auf die etwas 
traurige Realität des Einzelplans 08 zurückkom-
men. Ich habe den Eindruck, bei der disponiblen 
Masse dieses Einzelplans und der Redezeit, die 
wie hierauf verwenden, gibt es eine gewisse 
Disproportion.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Über 50 % – das haben Sie richtig gesagt – sind 
durch die Steinkohle gebunden. Aber auch das 
Gros der restlichen Mittel ist der Gestaltbarkeit 
durch das Parlament faktisch entzogen. 

Auch die Verabschiedung und die Umsetzung der 
EU-Programme – Gesamtvolumen 226,3 Millio-
nen € – und der Gemeinschaftsaufgabe – 58,2 
Millionen € – sind vom Parlament überhaupt nicht 
nachzuvollziehen, sind nicht transparent. 

Die Intransparenz wird zunehmend dadurch ver-
stärkt, dass die EU-Programme und die Gemein-
schaftsaufgabe im Zuge der forcierten Heranzie-
hung der GA zur Darstellung der nationalen Kofi-
nanzierung immer mehr miteinander verzahnt 
werden. 

Wenn ich von dem verbleibenden Rest des Ein-
zelplans die Ausgaben abziehe, die aufgrund ver-
traglicher Festlegung und Personalbindung, vor-
gegeben sind oder die wir im Konsens für solch 
ein wichtiges Projekt wie die Polypropylen-
Pipeline alle tragen, dann komme ich auf einen 
tatsächlich disponiblen Anteil des Wirtschafts-
haushaltes von ungefähr 32 Millionen €. Mehr be-
komme ich dabei nicht heraus. Insofern ist das die 
Gestaltungsmasse, über die wir reden. Das ist für 
ein Parlament, das im Prinzip den Haushalt auf 
den Weg bringen soll, natürlich eine außerordent-
lich geringe Masse. 

Umso wichtiger wird jenseits dessen, was an Geld 
da ist, das, was man aus den Einzelmaßnahmen 
macht, Frau Thoben. Da komme ich gleich zu ein 
paar kritischen Punkten.  

Das Erste ist, dass wir das Thema der nationalen 
Kofinanzierung des Ziel-2-Programmes wie im 
Wirtschaftsausschuss noch einmal aufgreifen 
müssen. Sie haben entschieden, dass die natio-
nale Kofinanzierung auch einen Sparbeitrag 
erbringen muss. Dagegen kann man im Prinzip 
nichts sagen. Aber die Art und Weise, wie Sie das 
umgesetzt haben, war aus unserer Sicht hand-
werklich fehlerhaft und in der Außendarstellung so 
unprofessionell, dass die Förderregionen in nicht 
unerheblicher Weise verunsichert wurden. 
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Sie haben zunächst die zentrale nationale Kofi-
nanzierung im Einzelplan 08 in den Titelgrup-
pen 80 und 88 massiv gekürzt – gemessen an 
den Ansätzen im Haushalt 2005 um insgesamt 
17,67 Millionen €, gemessen an den im Finanz-
tableau des Haushaltes 2005 für 2006 vorgese-
henen Zielwerten um 27,07 Millionen €. Dafür ha-
ben Sie bei der dezentralen Kofinanzierung eine 
Mittelzuschreibung vorgenommen. 

Im Grundsatz ist auch das Heranziehen von Pro-
grammen und Titeln außerhalb des Einzel-
plans 08 nicht neu. Neu ist das Ausmaß. Sie ha-
ben Mittel in einer Höhe von zunächst 75 Mil-
lionen € herangezogen. Das ist im Berichterstat-
tergespräch korrigiert worden auf 58 Millionen €. 
Neu ist, dass die Landesregierung nicht sagen 
kann, in welcher Höhe diese Mittel konkret und wo 
erbracht werden sollen. Stattdessen verweisen 
Sie lediglich auf den Haushaltsvollzug. Neu ist die 
pauschale Ankündigung, die Eigenanteile anderer 
öffentlicher Träger erhöhen zu wollen. Sie wissen, 
die Haushaltssituation der Kommunen, besonders 
der Kommunen unter Haushaltssicherung, ist au-
ßerordentlich kritisch. Und Sie wissen, dass diese 
Kommunen die zusätzlichen Lasten gar nicht 
werden stemmen können. 

Das ganze Kofinanzierungschaos gipfelt im Ein-
geständnis, dass letztendlich 10 Millionen € fehlen 
und Sie einen Antrag bei der EU-Kommission ge-
stellt haben, bei der Darstellung der nationalen 
Kofinanzierung auch private Mittel berücksichtigen 
zu wollen. Das ist ein Antrag, der von der Kom-
mission bis heute nicht positiv beschieden wurde. 
Das heißt, bis heute wissen wir nicht, ob 
10 Millionen € bei der nationalen Kofinanzierung 
fehlen oder nicht. 

Das heißt in dem Bereich: Absichtserklärungen, 
Verweise auf den Haushaltsvollzug, Ankündigung 
imaginärer Drittmittel. Das sind die Pfeiler, auf de-
nen Sie diesen Teil aufbauen, und das ist ein brü-
chiges Fundament. 

Ich will noch zwei, drei Punkte ansprechen, die 
Sie angekündigt haben, die nicht unter Haushalts-
vorbehalt stehen, wo aber aus meiner Sicht die 
Bilanz nach einem Jahr eher dürftig oder kritisch 
ist. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Sie haben angekündigt, „Startercenter“ einzurich-
ten – das neue Gründungskonzept der Landesre-
gierung. Damit sind wir im Prinzip einverstanden, 
weil die Zielsetzung, Gründung zu beschleunigen 
und bürokratischen Aufwand für die Gründer zu 
entschlacken, vernünftig ist. Was ist dabei he-
rausgekommen? Die bisherige Umsetzungsbilanz 

dieses Projektes ist eine Aneinanderreihung von 
Pannen: vollmundig angekündigt als neue Part-
nerschaft mit den Kammern, danach eine bitter-
böse Reaktion in den Kommunen – nicht parteipo-
litisch motiviert in roten oder rot-grünen Kommu-
nen, sondern auch in Ihren eigenen – und deswe-
gen ein Rückrudern. Selbstverständlich sollten die 
kommunalen Wirtschaftsförderungsstellen einbe-
zogen werden. 

Dann hatten Sie eine Pressekonferenz angekün-
digt. Da sollte die neue Präsentation dieses Kon-
zeptes vorgestellt werden. Am Tag der Presse-
konferenz ist sie abgesagt worden mit der Be-
gründung, mit einem Partner bestehe noch Ab-
stimmungsbedarf. Das ist jetzt zwei Monate her, 
und nichts ist seitdem geschehen. Das heißt, man 
ist nicht weiter. Das sind handwerkliche Mängel; 
das hat nichts mit knappen Haushalten zu tun. 

(Beifall von der SPD) 

Es gibt Handlungsbedarf, um das klar zu sagen. 
Es gibt Handlungsbedarf bei Angeboten für Grün-
der und Gründerinnen und junge Unternehmen in 
der Nachgründungsphase. Wir haben das auch in 
einer Anhörung thematisiert. 

Es gibt Handlungsbedarf bei der konkreten Hilfe-
stellung für sogenannte Restarter, also diejenigen, 
die, nachdem es einmal schief gelaufen ist, eine 
zweite Chance nutzen und aus den Erfahrungen 
lernen wollen. 

Es gibt Handlungsbedarf in Bezug auf die Forcie-
rung technologieorientierter Gründungen über 
„Pfau“ und das Instrument des Hochschulgrün-
dungsfonds hinaus. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Ja!) 

Und es gibt Handlungsbedarf in Bezug auf eine 
möglichst flächendeckende Einrichtung oder Wei-
terentwicklung von Gründungspartnerschaften 
zwischen Hochschulen, Kammern und kommuna-
len Wirtschaftsförderungsstellen. 

Dafür brauchten wir etwas. Da sind Sie, obwohl 
Sie es sehr schnell angekündigt haben, lange im 
Verzug. 

Unter die Rubrik „Ankündigungen“ fällt auch, dass 
Sie uns seit Monaten ein neues Außenwirt-
schaftskonzept angekündigt haben, das bisher 
aber weder dem Ausschuss noch der Öffentlich-
keit vorgelegt haben. Ich habe ja Verständnis für 
fünf, sechs Monate Einarbeitungszeit. Aber in die-
sem Monat sind die Wahlen ein Jahr her und Sie 
sind ein Jahr tätig. Jetzt müsste das, was Sie alles 
angekündigt haben, in eine konkretere Phase 
kommen. 
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Zur Meistergründungsprämie: Sie setzen die Mit-
tel herauf. Die Meistergründungsprämie ist zwi-
schen uns ja gar nicht strittig. Sie ist von einem 
SPD-Wirtschaftsminister eingeführt worden, es ist 
ein vernünftiges Instrument. Aber was Sie jetzt 
machen, ist eine Überhöhung der Mittel, die nicht 
dem realen Bedarf entspricht. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es sind 6,1 Millionen € angesetzt worden. Damit 
ließen sich 1.220 Meistergründungsprämien be-
zahlen. Wir reden an der Stelle nur von Meister-
gründungen in Nicht-Ziel-2-Gebieten. 2004 sind 
538 Meistergründungsprämien ausgezahlt wor-
den, 2005 waren es 650. Die da angesetzte Zahl 
von 1.220 ist aus unserer Sicht deutlich überhöht. 

Deswegen haben wir einen konstruktiven Vor-
schlag in den Ausschussberatungen gemacht und 
gesagt: Lasst uns die Meistergründungsprämie 
ausweiten – über diejenigen, die einen Meister-
brief haben, hinaus auf diejenigen, die nach der 
Handwerksordnungsnovelle am 1. Januar 2004 
entsprechend der §§ 7b und 8 der Handwerks-
ordnung die Befähigung und die Berechtigung ha-
ben, ein Handwerk zu gründen. Das heißt, auch 
diejenigen sollten in den Genuss der Meistergrün-
dungsprämie kommen und dadurch neue Arbeits-
plätze und Betriebe schaffen. Das haben Sie be-
dauerlicherweise abgelehnt. Wir hätten die beiden 
Titel natürlich auch gegenseitig deckungsfähig 
gemacht; denn wenn man einen solchen Ansatz 
macht, dann sollen die Mittel auch abfließen, dann 
sollen Gründungen stattfinden. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Eine weitere Bemerkung zum Handwerksrecht; 
das hat der Kollege Römer aus meiner Sicht eben 
völlig richtig angesprochen! Jetzt tue ich Ihnen 
weh, ich habe es Ihnen schon einmal im Aus-
schuss gesagt: Mir kommt es manchmal so vor, 
als ob Sie den Einfluss, den früher die IG BCE 
hatte, jetzt durch den Einfluss von Kammern und 
Verbänden ersetzen. Und Sie machen es immer 
wieder! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich will es klar sagen: Das eine hat mir nicht ge-
passt; ich finde das andere in der Sache auch 
nicht richtig, und Sie werden auf lange Sicht damit 
scheitern. 

Was Sie jetzt im Handwerksrecht machen, dass 
Sie demjenigen Interessenverband, der die Inte-
ressen seiner Mitglieder vertritt, praktisch die 
Rechtsposition an die Hand geben, über die Neu-
aufnahme, über das Neutätigwerden von Leuten 
zu entscheiden, ist aus meiner Sicht nicht richtig. 

Das wird nicht zu der notwendigen und begrü-
ßenswerten weiteren Zahl von Neugründungen 
führen, sondern das reglementiert das eher. Das 
ist eine staatliche Aufgabe; die sollte da entschie-
den und nicht an andere delegiert werden, die 
damit in einen permanenten Interessenkonflikt 
kommen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es gibt einen weiteren Punkt: Hessen hat im Bun-
desrat einen Antrag gestellt, der in den nächsten 
Wochen auch Ihre Positionierung erfordert. Er 
geht noch weiter. Er möchte die Zuständigkeit in 
Bezug auf § 16 Abs. 3 der Handwerksordnung 
auch den Kammern übertragen. Das heißt, die 
Handwerkskammern werden zukünftig dafür zu-
ständig, die Fortführung eines Betriebes untersa-
gen zu können. Das ist aus meiner Sicht auch 
rechtlich außerordentlich zweifelhaft.  

Nach meinem Rechtsverständnis, um das auf der 
Ebene einmal zu vergleichen, würde das heißen, 
dass die RAG auch in Zukunft die Genehmigung 
bekäme, ihre Zuwendungsbescheide selbst zu 
prüfen.  

Es kann nicht sein, dass die Handwerkskammern 
prüfen, ob jemand einen Betrieb aufgeben muss. 
Wer übernimmt, wenn es zu Rechtsstreitigkeiten 
kommt und an der Stelle positiv im Sinne der Be-
troffenen entschieden wird, die Haftung? Machen 
Sie das? Oder muss das jemand anderes ma-
chen?  

Dieses sind aus meiner Sicht eine Menge kriti-
scher Punkte.  

Letzter kritischer Punkt, den ich ansprechen 
möchte: Sie wollen infolge der Aufhebung des Ta-
rifvertragstreuegesetzes auch Ausschreibungs-
grenzen und Ausschreibungsmodalitäten massiv 
ändern. Ich habe ein gewisses Verständnis dafür, 
dass man beim Tarifvertragstreuegesetz bei be-
stimmten Positionen die Untergrenze ändert. Aber 
dass Sie in Zukunft bei einem Auftragswert bis zu 
30.000 € zu einer freihändige Vergabe ohne Ein-
zelbegründung kommen und keine Ausschreibung 
mehr vorschreiben wollen, ist angesichts der vie-
len Erfahrungen, was Korruption und anderes an-
geht, nicht zu verantworten. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das ist auch nicht Bürokratieabbau. Das führt zu 
Willkür und Hoflieferantentum; denn die Auftrags-
grenze von 30.000 € deckt im Lieferungs- und 
Dienstleistungsbereich praktisch das Gros der 
Aufträge ab. So etwas sollten Sie an der Stelle 
nicht machen. – Herzlichen Dank für die Aufmerk-
samkeit.  



Landtag  04.05.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/28 
 

 

 

3001

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Priggen. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der FDP Kollege Brockes das 
Wort.  

Bevor ich ihm das Wort gebe, eine persönliche 
Anmerkung von mir an Frau Steffens: schicke Ja-
cke! – Herr Kollege Brockes, Sie haben das Wort.  

Dietmar Brockes (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Der Haushalt des Ministeri-
ums für Wirtschaft, Mittelstand und Energie für 
das Jahr 2006 wird von zwei Seiten in die Zange 
genommen. Da ist zum einen das zentrale Ziel 
der von FDP und CDU getragenen Landesregie-
rung, den Haushalt zu sanieren, damit wir für 
künftige Generationen wieder finanzielle Gestal-
tungsmöglichkeiten bekommen. Dabei muss na-
türlich auch das Wirtschaftsministerium einen 
Konsolidierungsbeitrag leisten. Deshalb haben wir 
im Umfang von 20 % bei den rein durch Landes-
mittel finanzierten Programmen sowie beim Lan-
desanteil am Gemeinschaftsprogramm mit der EU 
entsprechend kürzen müssen.  

Meine Damen und Herren, zum anderen wird der 
Etat der Wirtschaftsministerin von den von der rot-
grünen Landesregierung eingegangenen Ver-
pflichtungen zur Förderung der deutschen Stein-
kohle dominiert. 572,2 Millionen € – das sind 
55,4 % der gesamten Ausgaben des Einzelplans 
08 – gehen für die Steinkohlensubventionierung 
drauf.  

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

– Herr Sagel, um es auch Ihnen zu verdeutlichen; 
denn ich glaube, es ist notwendig, Ihnen das plas-
tisch darzustellen, damit Sie es auch verstehen: 

(Dietmar Brockes [FDP] hält eine Seite des 
Haushaltsplans hoch.) 

Auf dieser einen Seite des Haushaltsplanes ist 
mehr Geld aufgeführt als auf allen anderen Sei-
ten. Das ist Ihrer Politik geschuldet, das ist die rot-
grüne Erblast, die Sie an uns weitergegeben ha-
ben, mit der wir leider auch in den nächsten Jah-
ren zurechtkommen müssen. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, angesichts dieser e-
normen Restriktionen ist es ein beachtlicher Erfolg 
der Landesregierung, dass die Ziel-2-Mittel der 
EU in vollem Umfang abgerufen werden können. 
Dies wird durch eine verstärkte Beteiligung Dritter 
an der Kofinanzierung der EU-Mittel gewährleis-
tet.  

Ich möchte, Frau Kraft – schön, dass Sie noch im 
Raum sind –, auch kurz etwas zu aktuellen Mel-
dungen sagen. Ich fand es bemerkenswert, was 
ich in Ihrer Pressemeldung heute Morgen lesen 
konnte. 

(Ministerin Christa Thoben: Welche?) 

Danach ist es Ihrem Schreiben an den Bundesfi-
nanzminister und seiner Arbeit zu verdanken, 
dass eine private Kofinanzierung wahrscheinlich 
ermöglicht wird.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Da hat die FDP mit 
Sicherheit nichts zu entscheiden!) 

Ich finde das schon beachtlich. Vor nicht einmal 
einem Monat haben Ihre Kollegen hier im Plenum 
und auch im Ausschuss bezweifelt, ob es dazu 
kommen wird, dass die Europäische Union auf 
Kofinanzierungen von privater Seite entsprechend 
eingeht. Es wäre schön, wenn Sie die Briefe, die 
Sie an Ihren Exkabinettskollegen schreiben, zu-
mindest Ihren Fraktionsmitgliedern zur Verfügung 
stellen würden,  

(Beifall von der FDP) 

damit in Ihren Reihen eine einheitliche Position 
bezogen wird.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Ich verstehe ja Ihren 
Ärger, weil Sie da nämlich keinen Einfluss 
haben!) 

– Ach, Frau Kraft. Vielleicht haben Sie es immer 
noch nicht gemerkt, dass wir im Gegensatz zu Ih-
nen hier mit die Regierung stellen.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Auf der Bundesebe-
ne, Herr Brockes!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, durch 
eine stärkere Konzentration und eine Steigerung 
der Effizienz der Fördermittel ist es zusätzlich ge-
lungen, die Meistergründungsprämie zu erhöhen, 
was wir auch in der letzten Legislaturperiode ge-
fordert und im Koalitionsvertrag vereinbart haben.  

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Michael Vesper) 

Durch die Erhöhung des Haushaltsansatzes um 
2 Millionen € stellen wir sicher, dass alle Förder-
anträge zeitnah bedient werden können und nicht 
wie unter Rot-Grün erst ein Jahr später.  

Deshalb, Herr Kollege Priggen, kann ich Ihre Kritik 
nicht mittragen. In der Vergangenheit war es üb-
lich, dass die beantragten Mittel erst viel später 
ausgezahlt wurden und wir durch dieses Instru-
ment die Schaffung neuer Arbeitsplätze häufig 
verschleppt haben.  
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Meine Damen und Herren, angesichts der im 
bundesweiten Vergleich viel zu geringen Selbst-
ständigenquote in Nordrhein-Westfalen ist dies 
ein deutliches Zeichen dafür, dass die Unterstüt-
zung von Unternehmensgründungen insbesonde-
re in Handwerk und Mittelstand für die Koalition 
aus FDP und CDU allerhöchste Priorität genießt.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Abge-
ordneter Brockes, es gibt den Wunsch nach einer 
Zwischenfrage von der Frau Abgeordneten Löhr-
mann. Möchten Sie die gerne zulassen?  

Dietmar Brockes (FDP): Bitte schön. 

Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Brockes, herz-
lichen Dank! Die Erkenntnis, die Sie gerade vor-
getragen haben, dass das mit dem Abrechungs-
modus so wäre, scheint bei Ihnen ziemlich neu zu 
sein. 

Können Sie mir bitte noch einmal erklären, warum 
Sie in den vergangenen fünf Jahren sämtliche Er-
höhungsanträge, die Sie als FDP zu Einzelplänen 
gestellt haben, immer mit der Absenkung der 
Steinkohlesubventionen begründet haben? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Bitte schön. 

Dietmar Brockes (FDP): Frau Kollegin Löhr-
mann, selbstverständlich haben wir immer Druck 
gemacht. Ich finde es schon bemerkenswert, dass 
Sie – wir sehen es auch bei den Anträgen – ge-
nau in dieselbe Richtung gehen, wie wir es in der 
Vergangenheit gemacht haben. Deshalb müssen 
Sie die Frage schon selbst beantworten. 

Wenn das, was wir in der Vergangenheit gemacht 
haben, nicht seriös sein soll, ist das, was Sie ge-
rade machen, genauso wenig seriös. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE] – Ralf 
Witzel [FDP]: Der Unterschied ist, Frau Löhr-
mann, dass Sie nichts unternommen haben!) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Es gibt einen 
weiteren Wunsch nach einer Zwischenfrage von 
Ihrem Fraktionsvorsitzenden, Herrn Papke. 

Dietmar Brockes (FDP): Selbstverständlich. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Da können 
Sie nicht Nein sagen. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Dietmar Brockes (FDP): Ich war drauf und dran, 
Nein zu sagen. 

Dr. Gerhard Papke*)  (FDP): Sehr geehrter Herr 
Kollege Brockes! Ich würde Sie gerne um eine 
Einschätzung bitten. Meinen Sie, dass Frau Kol-
legin Löhrmann schlichtweg nicht weiß, dass die 
Anschlussregelung für die Subventionierung der 
Steinkohle nach 2005 erst vor zwei Jahren – also 
erkennbar unter rot-grüner Verantwortung in Bund 
und Land – vereinbart worden ist? 

Meinen Sie, dass Frau Kollegin Löhrmann das 
nicht weiß, oder meinen Sie, dass Frau Kollegin 
Löhrmann diese unmittelbare Verantwortung der 
Grünen in Bund und Land für die Anschlussrege-
lung, die wir jetzt gewissermaßen 

(Sören Link [SPD]: Fragen Sie jetzt Frau 
Löhrmann oder Herrn Brockes?) 

durchtragen müssen, bis wir sie verändern kön-
nen, bewusst ignoriert? 

(Ralf Witzel [FDP]: Das ist politischer Ge-
dächtnisschwund! – Zuruf von Rüdiger Sagel 
[GRÜNE]) 

Dietmar Brockes (FDP): Lieber Kollege Papke, 
ich habe die Befürchtung, dass der Gedächtnis-
schwund in diesem Raum förmlich greifbar ist und 
sich komprimiert in einem Teil des Raumes auf-
hält. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Die Frage 
ist nur, in welchem Teil!) 

Meine Damen und Herren, ein weiterer Baustein 
zur Förderung des Gründungsgeschehens und 
zur Stärkung der Selbstständigkeit in Nordrhein-
Westfalen ist die Optimierung der Gründungsbe-
ratung. Unser Ziel ist die Einrichtung von Grün-
dungsagenturen, die aus einer Hand unbürokrati-
sche Beratung anbieten und alle Formalitäten wie 
zum Beispiel Gewerbeanmeldungen erledigen. 

Ohne die Bedeutung schmälern zu wollen, die der 
Neuausrichtung der Wirtschaftsförderung des 
Landes für den Erhalt und die Schaffung von Ar-
beitsplätzen in Nordrhein-Westfalen zukommt, 
muss man gerade in diesen Tagen den Blick aber 
auch auf die bundespolitischen Rahmenbedin-
gungen für den Wirtschaftsstandort Nordrhein-
Westfalen richten. 

Ich habe die allergrößte Sorge, dass das zarte 
Pflänzchen einer anziehenden Konjunktur in 
Nordrhein-Westfalen von der sogenannten großen 
Koalition in Berlin zertrampelt wird. In ihrem Früh-
jahrsgutachten haben die sechs führenden Wirt-
schaftsförderungsinstitute der Bundesregierung 
wirtschaftspolitische Konzeptlosigkeit vorgewor-
fen. Dem möchte ich widersprechen: Nein, ich 
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glaube, die schwarz-rote Koalition verfolgt derzeit 
offensichtlich ein Konzept, mittels massiver Steu-
ererhöhungen den Staatssektor noch weiter aus-
zudehnen.  

Zur Erinnerung: Bereits heute geht fast jeder 
zweite Euro, der in Deutschland erwirtschaftet 
wird, durch staatliche Hände. Obwohl dies schon 
jetzt stark an sozialistische Planwirtschaft erinnert, 

(Lachen von Prof. Dr. Gerd Bollermann 
[SPD]) 

meint der designierte SPD-Vorsitzende Kurt Beck, 
unser Staat sei chronisch unterfinanziert und 
bräuchte noch mehr Einnahmen. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Recht hat der 
Mann!) 

Nach der Mehrwertsteuererhöhung und dem Ab-
bau von Steuervergünstigungen wie der Pendler-
pauschale und dem möglichen Gesundheitssoli 
will er wohl die Bürger und Unternehmen schon 
einmal mental auf die nächste Steuererhöhung 
vorbereiten. Man kann sich leicht vorstellen, wel-
che Signale solche Diskussionen an ausländische 
Investoren aussenden: Mach einen großen Bogen 
um den Standort Deutschland und investieren 
dein Geld besser woanders. – So wird gerade in 
Unternehmenskreisen argumentiert. 

Ein Stück aus dem steuerpolitischen Tollhaus ist 
die Verständigung von SPD und Union auf die 
Einführung der sogenannten Reichensteuer. Um 
ein bisschen linke Symbolpolitik à la Lafontaine zu 
betreiben, wird sehenden Auges eine verfas-
sungswidrige Steuer auf den Weg gebracht, in-
dem gewerbliche Einkünfte anders behandelt 
werden sollen als nicht gewerbliche Einkünfte. 

Wie diese Sondersteuer einzuordnen ist, hat der 
Chefredakteur des „Handelsblatts“, Bernd Ziese-
mer, gestern überaus treffend formuliert. Ich zitie-
re mit Erlaubnis des Präsidenten: 

„Selten zuvor sind in Deutschland politische 
Heuchelei, rechtsstaatliche Verantwortungslo-
sigkeit und ökonomische Dummheit eine so 
herzinnigliche Verbindung eingegangen wie bei 
der so genannten Reichensteuer.“ 

Dem braucht man meines Erachtens nichts mehr 
hinzuzufügen. 

Meine Damen und Herren, die Koalition der Er-
neuerung in Nordrhein-Westfalen ist angetreten, 
die Bürger und Unternehmen des Landes zu ent-
lasten und ihnen Freiräume für die Schaffung von 
Wachstum und Beschäftigung zu eröffnen. Insbe-
sondere bei der Abschaffung überflüssiger Büro-

kratie und staatlicher Überreglementierung ist die 
Landesregierung schon ein gutes Stück vorange-
kommen. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Wo denn? 
Beispiele!) 

– Ich nenne Ihnen Beispiele: Das fängt bei den 
Sperrzeiten für die Außengastronomie an. 

(Lachen von Prof. Dr. Gerd Bollermann 
[SPD]) 

Diese wurden durch die Novellierung des Landes-
immissionsschutzrechtes verlängert. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Davon, Herr Prof. Bollermann, wird das nordrhein-
westfälische Gastgewerbe, einer der bedeutends-
ten Wirtschaftszweige unseres Landes, nachhaltig 
profitieren, und das nicht nur zur Fußballweltmeis-
terschaft, sondern auch weit darüber hinaus. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP] – Prof. Dr. 
Gerd Bollermann [SPD]: Über das Thema 
haben wir schon lange diskutiert, Herr Bro-
ckes!) 

Der bislang auf Ostwestfalen-Lippe beschränkte 
Modellversuch zum Bürokratieabbau wurde auf 
ganz Nordrhein-Westfalen ausgedehnt. Dadurch 
wird unternehmerisches Handeln erleichtert und 
die wirtschaftliche Entwicklung vorangetrieben. 

(Zuruf von Rüdiger Sagel [GRÜNE]) 

Wir machen mit dem Bürokratieabbau ernst. Wie 
das bei Ihnen aussieht, haben wir eben wieder 
erfahren: Kaum nimmt man eine Sache in die 
Hand und setzt sie auch um, wird sie von Ihnen 
direkt wieder kritisiert: 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Was haben Sie 
denn Neues gemacht?) 

Das geht nicht. Das kann man nicht machen. Das 
muss doch die staatliche Hand regeln. – Wir ma-
chen sie aber, und Sie werden sehen: Es wird 
funktionieren. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, bei der Vergabe kom-
munaler Aufträge unterhalb der EU-Schwellen-
werte wurden erstmals in Nordrhein-Westfalen 
Wertgrenzen eingeführt, bis zu denen die Durch-
führung von beschränkten Ausschreibungen oder 
eine freihändige Vergabe ohne weitere Einzelbe-
gründungen für zulässig erklärt wird. Damit haben 
wir im Interesse der mittelständischen Wirtschaft 
einen spürbaren Beitrag zum Abbau vergabe-
rechtlicher Bürokratie geleistet. Ich frage mich, 
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Herr Kollege Priggen: Warum soll bei uns nicht 
gehen, was in anderen Bundesländern bereits 
gemacht wird und funktioniert? 

Weitere Maßnahmen zur Entlastung des Mit-
telstandes stehen mit der Abschaffung des Tarif-
treuegesetzes und der Begrenzung der wirtschaft-
lichen Betätigung von Kommunen durch die No-
vellierung des § 107 der Gemeindeordnung bevor.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Abge-
ordneter Brockes, Ihre Redezeit ist überschritten. 

Dietmar Brockes (FDP): Meine Damen und Her-
ren, Herr Präsident, ich komme zum Ende meiner 
Rede. – In der Wirtschaftspolitik und bei der 
Wahrnehmung der Interessen kleiner und mittel-
ständischer Betriebe hat sich die schwarz-gelbe 
Koalition in Düsseldorf eindeutig als Erfolgsmodell 
gegenüber der rot-schwarzen Bundesregierung 
durchgesetzt. Deshalb werden wir diesen guten 
Kurs auch in den kommenden Jahren fortsetzen. – 
Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun sind wir 
gespannt, was die Landesregierung dazu zu sa-
gen hat. Frau Ministerin Thoben, Sie haben das 
Wort. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Haushaltsentwurf 2006 sieht 
für das Wirtschaftsministerium Gesamtausgaben 
in Höhe von 1,033 Milliarden € vor. Das vorgege-
bene Ziel der Haushaltskonsolidierung wird strikt 
eingehalten. Sowohl die alleine aus Landesmitteln 
finanzierten Förderprogramme als auch die Lan-
desanteile an den Gemeinschaftsprogrammen mit 
der EU wurden in der Summe um rund 20 % ab-
gesenkt. Der Wirtschaftsetat hat damit seinen 
Konsolidierungsbeitrag in vollem Umfang er-
bracht. 

Wenn Sie das für falsch halten, sage ich Ihnen: 
Wir kündigen Prioritäten nicht nur an, wir verhal-
ten uns auch so. Ich bin als Wirtschaftsministerin 
bereit, von Teilen der Subventionen etwas ab-
zugeben, wenn das in Jugend, Bildung und Fami-
lie fließt. Wenn Ihnen das fremd ist, müssen Sie 
das anders machen. 

(Beifall von der CDU) 

Gleichwohl weist der Haushalt 2006 gegenüber 
dem Vorjahr eine leichte Steigerung aus. Ursache 
dafür ist im Wesentlichen der auf dem rechtskräf-

tigen Zuwendungsbescheid beruhende Mehrbe-
darf bei den Kohlehilfen.  

Der Beitrag zur Haushaltskonsolidierung wird 
durch eine stärkere Konzentration der Fördermit-
tel, die Neuausrichtung der Wirtschaftsförderung 
auf mehr Effizienz und eine stärkere Beteiligung 
Dritter an der EU-Kofinanzierung so kompensiert, 
dass – das ist die Absicht, und ich bin mir sicher, 
dass wir das schaffen – die erforderlichen Impulse 
für bessere Rahmenbedingungen und mehr 
Wachstum trotzdem gegeben werden können.  

(Widerspruch von Norbert Römer [SPD]) 

– Herr Römer, das wird auch durch Wiederholung 
nicht besser. Der Begriff der „Verkammerung“ 
mag sich für Sie ganz lustig anhören. Im Land 
versteht wirklich niemand, was „Verkammerung“ 
heißen soll.  

Wir haben vor, Startercenter zu gründen, und das 
verzögert sich ein Stück, weil nicht wenige von Ih-
nen aus der Opposition – die Grünen nehme ich 
dabei ausdrücklich aus – versuchen, kommunale 
Wirtschaftförderung unter der Überschrift aufzu-
hetzen: Ihr werdet nicht mehr gebraucht! – Versu-
chen Sie doch einmal, mit dem Wirtschaftsförde-
rer in Dortmund zu sprechen. Der sagt mir: Frau 
Thoben, wenn Sie einen Zeugen brauchen und 
schneller an die Presse wollen, machen Sie das 
mit mir. – Das ist die Wirklichkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Sie können ganz beruhigt sein: Mir ist das auch 
ein bisschen spät. Ich hätte das lieber ein biss-
chen schneller gehabt, aber die Startercenter 
kommen. 

Zum Bürokratieabbau: Herr Römer, wollen Sie 
wirklich behaupten, Bürokratieabbau sei im Land 
kein Thema? Sie haben mich gefragt, mit welchen 
Unternehmen, die nach Ihrer Auffassung alle mit 
der Bürokratie zufrieden seien, ich denn rede. Das 
haben Sie hier so vorgetragen. Und wenn wir 
dann von der Übertragung der OWL-Vorschläge 
auf das ganze Land reden, sagt die Grünen-
Fraktion: Das haben wir doch angefangen! – Was 
gilt denn nun? – Haben wir zu viel Bürokratie oder 
haben wir das, was Herr Römer malt? Es kann 
nicht wahr sein, was Sie hier vortragen! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir werden die Bürokratie weiter zurückführen, 
weil das ein dringendes Anliegen ist. 

Meine Damen und Herren, ich gebe zu, dass mir 
das mit der Neuausrichtung der Außenwirtschafts-
förderung und der Neustrukturierung der Wirt-
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schaftsförderungsgesellschaft auch zu langsam 
vorangeht. Aber ich möchte mit einem seriös ab-
gestimmten Konzept kommen. Das wird zeitnah 
geschehen.  

(Marc Jan Eumann [SPD]: Immerhin! Das 
war am Anfang nicht erkennbar!) 

– Ich will Ihnen doch nur sagen, Sie mögen es 
vielleicht ganz anders sehen, aber Sie haben die-
ses Durcheinander angerichtet, nicht wir. Wenn 
wir das jetzt beseitigen wollen, braucht man dazu 
ein bisschen mehr Zeit, als Ihnen das lieb ist. Das 
geht eben nicht in vier Wochen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Zur Mittelstandspolitik und der Übertragung der 
Ausnahmegenehmigung auf die Handwerkskam-
mern! Erkundigen Sie sich eigentlich nirgendwo in 
anderen Bundesländern, wie man das dort hand-
habt? Ist das für Sie vollständig fremd? Wollen 
Sie weiter auf einer Insel der Ideologie leben? Mit 
uns tun Sie es nicht! In allen anderen Bundeslän-
dern laufen diese Genehmigungen über die 
Kammerorganisationen ohne irgendeinen Nach-
teil. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Wenn Sie an der Stelle anders denken, machen 
Sie so weiter. Unsere Meinung ist das nicht. 

Dann war da die wunderbare Formulierung, wir 
würden uns aus dem Strukturwandel im Ruhrge-
biet vollständig verabschieden. – Herr Römer, le-
gen Sie diese Stehsätze allmählich an die Seite. 
Ihnen folgt kein Oberbürgermeister im Ruhrgebiet 
mehr. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die laden uns ein und fragen uns: Was, schon 
wieder ein Bewilligungsbescheid? Und dann auch 
noch Projekte, die das gesamte Ruhrgebiet gut-
heißen kann.  

Nehmen Sie das Beispiel von der Pipeline. Ob Sie 
in Dortmund, Bochum oder wo auch immer fra-
gen: Wir sagen, liebe Leute, wir haben umges-
witcht, die alte Landesregierung hat die Kraft nicht 
gehabt, die privaten Betreiber so ökonomisch in 
die Zange zu nehmen, dass die unterschreiben 
müssen. Sonst hätten wir die Fördermittel anders 
verwandt.  

Wir finanzieren 20 % der großen Pipeline. 80 % 
werden privat finanziert. Das ist ein tolles Projekt 
zur Stabilisierung des Standortes im nördlichen 
Ruhrgebiet.  

Als kleinen Ausgleich dafür verabschiedet man 
sich von O-Vision, für das Sie hier wider besseres 
Wissen gekämpft haben. Sie haben wenige Wo-
chen später selber erkennen müssen, dass die 
Stadt imstande ist, einen privaten Investor zu fin-
den, der nach dem Grundstück greift. Und plötz-
lich ist das ganze Thema weg. Vorher haben Sie 
hier aber Rotz und Wasser geheult, weil wir an-
geblich etwas ganz Schlimmes machten. Das ist 
doch unehrlich.  

Die Kommunen im Ruhrgebiet sehen das anders. 
Fahren Sie dort einmal hin. Übrigens bin ich ganz 
sicher: Die Kraft im Ruhrgebiet – damit meine ich 
nicht die Abgeordnete Kraft – wird reichen, wenn 
wir zukünftig die Mittel stärker in dem Wettbewerb 
um gute Projekte ausloben. Dem Ruhrgebiet wer-
den viele gute Projekte einfallen. Die werden wir 
begleiten und finanzieren, egal ob Ihnen das 
passt oder nicht. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Herr Priggen, ich sage es Ihnen noch mal: Wir 
haben in diesem Haushalt von den EFRE-Mitteln 
90 Millionen € noch nicht belegt. Wir haben für die 
Kofinanzierung aus Landesmitteln noch rund 50 Mil-
lionen €. 40 Millionen € sind nicht im Etat des Wirt-
schaftsministers darzustellen. Wir sind ganz sicher, 
dass wir es zum Teil aus anderen Etats bekom-
men. Wir sind da auch sehr zuversichtlich. Sie 
mögen es nicht sein. Wir sind es, weil wir die Sig-
nale haben, dass auch dabei die private Kofinan-
zierung gestattet wird.  

(Zuruf von Reiner Priggen [GRÜNE])  

– Das stimmt, Herr Priggen. Das geht aber auch 
nicht anders bei Förderprogrammen – ob Sie ei-
nes auflegen oder ob wir eines auflegen. Die ein-
zelne Bewilligung ist eben ein Verwaltungsakt. 
Wenn Sie jetzt immer sagen „Am liebsten möchte 
ich Verwaltung spielen!“, müssen Sie wechseln.  

Die Etathoheit für Fördermittel sieht so aus, dass 
Sie Etats beschließen und bei Landesprogram-
men auch noch politisch debattieren können, wel-
che Zwecke Sie fördern wollen. Aber der Rest ist 
tatsächlich Verwaltung. Tut mir Leid!  

(Heinz Sahnen [CDU]: So ist es!) 

Zur Frage der neuen Strukturfondsmittel: Frau 
Kraft hat zwei verschiedene Pressemeldungen 
abgegeben, deshalb hatte ich vorhin gefragt. Ich 
möchte nur etwas zur Aufklärung sagen. Könnten 
Sie es ihr sagen, wenn Sie wiederkommt? 

(Marc Jan Eumann [SPD]: Keine Sorge!) 
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In Brüssel verhandeln über solche Themen die 
Bundeskanzlerin, der Außenminister und der 
Wirtschaftsminister. Herr Steinbrück kann irgend-
wann einen Brief schreiben, wenn er Zeit hat; er 
verhandelt aber nicht.  

Deshalb müssen Sie schon ausdrücklich und 
nachdrücklich die Initiativen dieser Landesregie-
rung loben. Wir haben in Brüssel mit hohem 
Nachdruck mit unseren Abgeordneten und mit 
den Leuten aus der Kommission verhandelt. Pri-
vate Kofinanzierung ist ein ganz wichtiges Ele-
ment; wir kennen ja die Finanzlage des Landes. 
Diese ist nun erreicht. Und zwischen den bei-
den unterschiedlichen Stellungnahmen von Frau 
Kraft – das muss ich so sagen – muss ihr jemand 
gesagt haben, was wirklich los gewesen ist. Aber 
das ist ja nicht so schlimm.  

(Heiterkeit von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Bei der Meistergründungsprämie gibt es keine 
freie Spitze von 2 Millionen €. Ich muss Sie ent-
täuschen. Ich will Ihnen die Zahlen gerne nennen. 
Rechnerisch besteht eine geschätzte freie Spitze 
von 1 Million €. Wenn Sie alle einbeziehen wür-
den, Herr Priggen, die Sie gern einbeziehen 
möchten, können Sie die wirkliche Förderung des 
klassischen Meisters nicht mehr sicherstellen, weil 
die Zahl der Anträge – so ist die Schätzung und 
ich habe keinen Grund, die Zahlen anzuzweifeln – 
das weit übersteigen würde. Sie würden dann 
nicht mehr dem einzelnen klassischen Meister 
den Zugang zu dieser Prämie offen halten kön-
nen. Das wollen wir nicht. Deshalb werden wir 
diesen Kreis nicht ausdehnen.  

Auch bei der Tariftreue werden Glaubensbe-
kenntnisse ausgetauscht. Es gibt die Untersu-
chung eines angeblich sehr renommierten Insti-
tuts in Dortmund, das festgestellt hat: Die meisten 
Gemeinden und Vergabestellen wenden nicht nur 
das Gesetz nicht an, sondern Sie halten es auch 
nicht für anwendbar, was viel wichtiger ist.  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Das ist 
nur die halbe Wahrheit, Frau Ministerin!) 

Wir sind, weil wir uns mit Sachverhalten und nicht 
mit Glaubensbekenntnissen befassen, der festen 
Überzeugung, dass das Entsendegesetz und die 
Mindestlohnregelung dem Baubereich einen 
nachvollziehbaren guten Schutz gegen Billigkon-
kurrenz geben. Wir sind sicher, dass wir zum Bei-
spiel durch Verzicht auf weitere Modellvorhaben, 
die Nachverhandlungen verbieten, einen größeren 
Beitrag zur Stabilisierung erhalten.  

(Zuruf von Thomas Eiskirch [SPD]) 

Fragen Sie doch einmal Praktiker im Vergabever-
fahren. Was macht man denn, wenn man nach-
verhandeln muss? Dann haben Sie den dritten 
oder vierten Sub-Sub-Subunternehmer. Wir sa-
gen: Wir legen mehr Wert auf die Qualifizierung.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Ministe-
rin, Herr Abgeordneter Priggen verspürt den 
Wunsch nach einer Zwischenfrage.  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Bitte schön. – Wird das von 
meiner Redezeit abgezogen? 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nein.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Frau Ministerin, Sie 
haben eben Nein gesagt zu der Ausdehnung der 
Meisterprämien, wie wir sie vorgeschlagen hatten, 
weil der Kreis derjenigen, die einen Antrag stellen 
könnten, dann wesentlich größer ist.  

Sie haben die Zahl zwar nicht genannt, aber das 
würde ja heißen, dass die Reform der Hand-
werksordnung, die dazu führt, dass Altgesellen 
und andere gründen können, so erfolgreich war, 
dass dieser Kreis dadurch größer ist, als der Kreis 
derjenigen, die sonst eine Meistergründung ma-
chen. Das müssten Sie dann aber doch eingeste-
hen. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Sie müsste, aber 
sie kann nicht!) 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Ich muss nachschauen, was 
hier steht.  

Die damit verbundene Steigerung von Fallzahlen – 
ich beziehe mich auf § 7 Abs. 1 der Handwerks-
ordnung – um weitere 1.883 Fälle ist nicht finan-
zierbar. Der Ansatz müsste dann verdoppelt wer-
den.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Frau Ministe-
rin, eigentlich ist Ihre Redezeit abgelaufen, aber 
Herr Eiskirch möchte auch eine Zwischenfrage 
stellen. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Vielleicht kann Herr Eiskirch 
die Frage in der zweiten Runde stellen.  

(Thomas Eiskirch [SPD]: Okay!) 

– Danke schön.  

(Beifall von CDU und FDP) 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Mit so viel 
Disziplin hatte ich jetzt gar nicht gerechnet. Vielen 
Dank. – Meine Damen und Herren, da weitere 
Wortmeldungen zum ersten Teilbereich nicht vor-
liegen, ist damit der Teilbereich „Wirtschaft und 
Mittelstand“ abgeschlossen.  

Wir kommen zum zweiten Teilbereich: „Energie“. 

Als erster Redner hat Herr Abgeordneter Leuch-
tenberg das Wort. 

Uwe Leuchtenberg (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Kaum ein Thema hat in der Wahrnehmung 
der Menschen in den letzten Jahren eine solche 
Renaissance erlebt wie die Energiepolitik. Dies 
spiegelt sich auch am Umfang und an der Intensi-
tät der Debatten im Landtag in der letzten Zeit 
eindrucksvoll wider.  

Energiepolitik wird zukünftig über den sozialen 
Frieden in unserem Land mitentscheiden. Dies 
hat die Landesregierung aus unserer Sicht wohl 
noch nicht wahrgenommen, denn im Haushalt fin-
den wir nicht die entsprechende Rückmeldung 
dazu.  

Die Energiepolitik ist aber auch ein gutes Spiegel-
bild für das breite Spektrum der Debattenkultur im 
Landtag. In einzelnen Fällen konnten gute Ver-
einbarungen zwischen den Fraktionen getroffen 
werden, die dem Energieland Nordrhein-
Westfalen nützen. Ich erinnere nur an die Einrich-
tung der Enquetekommission, die sich mit stark 
steigenden Preisen von Öl und Gas intensiv be-
schäftigt und nach einigen Anlaufschwierigkeiten 
zu einer sehr konstruktiven Arbeitsweise gefun-
den hat.  

Auch unsere Initiative, um zu einer gemeinsamen 
NRW-Position zum Nationalen Allokationsplan II 
zu kommen, zeigt, dass fraktionsübergreifende 
Initiativen möglich sind, die Nordrhein-Westfalen 
voranbringen.  

Das Land nach vorne zu bringen, darauf kommt 
es mir und der SPD-Fraktion an. Gerade das E-
nergieland Nordrhein-Westfalen ist darauf ange-
wiesen, in vorderster Front sowohl hier im Land 
selbst wie auch in Berlin und Brüssel die energie-
politischen Themen zu besetzen und den Entwick-
lungen eine eigene Richtung zu geben.  

(Beifall von der SPD) 

Dies sollte sich auch im Haushalt widerspiegeln. 
Dies vermissen wir jedoch im Haushalt. Gerade 
für Nordrhein-Westfalen kann es nicht ausreichen, 
darauf zu warten, was von Berlin und Brüssel vor-

gegeben wird. Energiepolitik erschöpft sich nicht 
in der falschen Forderung nach einem sofortigen 
Ausstieg aus der Steinkohle. Energiepolitik ist 
mehr. Ich habe es bei meiner letzten Rede hier im 
Plenum bereits gesagt, wiederhole es aber gerne 
noch einmal, damit der Stellenwert, den Energie-
politik für uns hat, klar wird: Energiepolitik ist nicht 
nur Wirtschaftspolitik. Energiepolitik ist Außenpoli-
tik. Energiepolitik ist Standortpolitik. Energiepolitik 
ist Familienpolitik und Wohnungsbaupolitik. Und in 
Zukunft immer wichtiger: Energiepolitik ist vor al-
lem Sozialpolitik. 

Deshalb hat der damalige Ministerpräsident Peer 
Steinbrück die Energiepolitik, wo immer erforder-
lich, zur Chefsache gemacht. Er hat dies getan, 
um Investitionen anzuschieben. Er hat dies getan, 
um sozialverträgliche Lösungen für die Menschen 
im Bergbau sicherzustellen. Und er hat dies ge-
tan, um Klimaschutz und Investitionen vereinbar 
zu gestalten. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Und zwar sehr 
erfolgreich!) 

Nichts davon finden wir im heute vorliegenden 
Haushaltsentwurf wieder. Nordrhein-Westfälische 
Interessen werden nicht mehr eindeutig und un-
missverständlich artikuliert. In den Fällen, in de-
nen sich der Ministerpräsident äußert, trägt er 
mehr zur Verunsicherung bei. Er nutzt seine 
Richtlinienkompetenz nicht. Es gibt keine klaren 
Entscheidungen. Nordrhein-Westfalen droht der 
Verlust der Energiekompetenz. 

Die derzeitige Landesregierung schadet den Inte-
ressen Nordrhein-Westfalens, zum Beispiel durch 
das Lavieren bei der Atompolitik. 

(Beifall von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Hier haben die Menschen in Nordrhein-Westfalen 
Anspruch auf Klarheit. Diese Klarheit vermissen 
wir im Haushaltsentwurf. Hier möchten wir von Ih-
nen klipp und klar wissen, wo sich das zukünftig 
immer knappere Geld im Haushaltsplan wieder-
findet, in Form von Forschungsmitteln für neue 
Atomkraftwerke oder in Form von Forschungsmit-
teln für umweltfreundliche Zukunftsenergien. Hier 
wollen wir wissen, welche Rolle die Förderung der 
erneuerbaren Energien langfristig für Sie spielt. 

Unsere Positionen für die anstehende Debatte 
sind klar: 

Erstens. Wir lassen nicht zu, dass Umweltschutz 
und Wirtschaftlichkeit gegeneinander ausgespielt 
werden. Klimaschutz nach Kassenlage wird den 
Problemen nicht gerecht und wird es mit uns nicht 
geben. Wir erwarten eine klare Aussage, ob Nord-
rhein-Westfalen beim Klimaschutz führend bleiben 
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soll oder ob es bei der Position der Landesregie-
rung bleibt, nichts zu tun und zunächst nur abzu-
warten, was von der Bundesebene an Vorgaben 
kommt. Im Haushaltsentwurf finden wir keine kla-
re Position. Sagen Sie uns, ob wir mit einer Fort-
schreibung des Klimaschutzberichtes durch die 
Landesregierung rechnen dürfen oder ob Sie das 
Thema Klimaschutz auch dem freien Markt opfern 
wollen. 

Zweitens. Wir setzen auf heimische Energieträger 
für mehr Versorgungssicherheit. Wir wollen die 
Energieversorgung langfristig, soweit es geht, auf 
heimische Energieträger stützen. Im Gegensatz 
zu Öl, Gas und auch Uran müssen diese nicht im-
portiert werden. Dies wird zukünftig immer wichti-
ger, da die Versorgungs- und Preisrisiken aller 
Importenergien in den kommenden Jahrzehnten 
weiter wachsen werden. 

Wenn das nichts Neues ist, dann sollten Sie über 
Ihren ablehnenden Beschluss zum Antrag der 
Grünen, was das Flüssiggas anbelangt, noch 
einmal nachdenken. 

Wir setzen auf die heimischen Energieträger wie 
Braun- und Steinkohle sowie auf den stetig stei-
genden Anteil an erneuerbaren Energien wie zum 
Beispiel Biomasse, Windenergie, Wasserkraft, 
Solarenergie und Geothermie. Auch dazu finden 
wir im Haushaltsentwurf keine klaren Aussagen. 

Nordrhein-Westfalen muss seine Vorreiterrolle 
weiter ausbauen. Und was machen Sie? – In ei-
nem der zukunftsträchtigsten und wichtigsten In-
dustrie- und Forschungsbereichen kürzen Sie fast 
15 % der Mittel und nennen dies dann grundle-
gende Prüfung. So geht das nicht in Nordrhein-
Westfalen. 

(Beifall von der SPD) 

Investitionen und Innovationen brauchen verläss-
liche Bedingungen und staatliche Förderungen. 

Die heimische Steinkohle und verschiedene er-
neuerbare Energien können derzeit noch nicht mit 
den Preisen der Importenergie konkurrieren. Um 
den Interessen der Menschen gerecht zu werden, 
ist deshalb aktives politisches Handeln gefordert, 
nicht das Aussitzen. Von einer zielgerichteten 
staatlichen Förderung der heimischen Energieträ-
ger, fossiler und erneuerbarer Energien, profitie-
ren Wirtschaft, Umwelt und Arbeitnehmer in Nord-
rhein-Westfalen. 

(Beifall von der SPD) 

Energie sparen und Energie effizient nutzen muss 
weiter das wichtigste Ziel bleiben. Dazu gibt es in 
Ihrem Haushaltsentwurf keinen ausreichenden 

Ansatz. Auch hier verlassen Sie sich auf andere, 
in diesem Fall auf das Gebäudesanierungspro-
gramm der Bundesregierung. 

Für einen weiteren Strukturwandel im Ruhrgebiet 
kommt einer starken RAG eine Schlüsselrolle zu. 
Deshalb darf der weiße Bereich nicht einfach zer-
schlagen werden. Intelligente Lösungen sind ge-
fragt. Die Landesregierung muss die Vorausset-
zungen für eine langfristige tragfähige Gesamtlö-
sung für die Bergleute und den Börsengang der 
RAG schaffen. Auch dazu vermissen wir etwas im 
Haushalt, unter besonderer Berücksichtigung der 
mittel- und langfristigen Folgekosten des Berg-
baus und auch der Ewigkeitskosten in diesem Be-
reich. Hier erwarten wir klare Aussagen, wie Sie 
sich die Finanzierung der Kosten vorstellen und 
wie Sie sich die Zukunft der Bergleute und ihrer 
Familien im Steinkohlenbergbau und bei den Zu-
lieferern vorstellen. Lippenbekenntnisse, dass es 
einen sozialverträglichen Abbau gibt, reichen da 
nicht aus. In dem Bereich muss etwas stehen. 

Unverzichtbar ist auch unsere Position zum A-
tomausstieg. Die NRW-SPD steht für eine konti-
nuierliche und verlässliche Energiepolitik. Nord-
rhein-Westfalen ist aus guten Gründen bereits vor 
vielen Jahren aus der Atomkraft ausgestiegen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Künstliche Debatten, die den vereinbarten plan-
mäßigen Atomausstieg infrage stellen, gefährden 
Investitionen in moderne Kraftwerke und schaden 
den nordrhein-westfälischen Interessen. 

(Beifall von der SPD) 

Angekündigte CO2-freie Steinkohlekraftwerke sind 
das Ergebnis unseres konsequenten Handels und 
von klaren und verlässlichen Aussagen. Wir brau-
chen aber Mittel, um die Forschung zu Effizienz-
steigerung und Lagerung von CO2 gemeinsam mit 
den Energieerzeugern zu verstärken. 

Der vorgelegte Haushaltsentwurf spiegelt die Be-
deutung der Energiepolitik für Nordrhein-Westfa-
len nur unzureichend wieder. Hier erwarten wir 
mehr zum Wohl unseres Landes.  

Die versprochene Klarheit und Verlässlichkeit 
auch im Bereich der Energiepolitik ist im Haus-
haltsentwurf nicht vorhanden. Für die SPD gilt: 
Der intelligente Umgang mit Energie ist die Zu-
kunft der Energiepolitik. Verlässlichkeit muss das 
Markenzeichen sein. Für die Regierung gilt auch 
hier: Das einzig Verlässliche ist ihr Markenzei-
chen, und dieses lautet „versprochen – gebro-
chen“. – Danke. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Als nächster 
Redner hat für die CDU-Fraktion der Abgeordnete 
Weisbrich das Wort. 

Christian Weisbrich (CDU): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Was ist eigentlich 
so spannend an dem kurzen Haushaltskapitel 
Bergbau und Energie, das es eine eigene Rede-
runde rechtfertigt? – Spannend ist, meine Damen 
und Herren, dass der Ansatz für das Kapitel 
08 050 in einem Sparhaushalt mit nahezu flä-
chendeckenden Kürzungen um 72 Millionen € o-
der knapp 14 % von 530 auf 602 Millionen € an-
steigt. 

So viel Steigerung gab es noch nie und gibt es 
auch nirgendwo sonst. Hat also die Koalition ne-
ben der Bildungspolitik hier einen Investitions-
schwerpunkt entdeckt? Das wäre durchaus sinn-
voll, weil alle in diesem Haus immer wieder beto-
nen, dass die Energiepolitik ein integraler Be-
standteil einer zukunftsfähigen Wirtschaftspolitik 
ist und dass Nordrhein-Westfalen das Energieland 
Nummer eins in unserer Republik ist. 

Aber leider, leider erkennt jeder, der genauer hin-
schaut, dass diese Auslegung eine krasse Fehl-
einschätzung wäre. Hier wird nicht Energiepolitik 
gestaltet, wie wir das gerne möchten, sondern 
hier wird nur eine Subventionspolitik fortgeschrie-
ben, weil Verträge eben einzuhalten sind. Deshalb 
schütten wir – um es ganz klar zu sagen: der Not 
gehorchend, nicht dem eigenen Triebe – immer 
noch mehr, statt endlich weniger Geld in ein Fass 
ohne Boden, in dem seit den 60er-Jahren schon 
über 120 Milliarden € verschwunden sind, Geld, 
das uns jetzt an allen Ecken und Ende fehlt, Geld, 
das keinen nennenswerten Beitrag zur Zukunfts-
sicherung geleistet hat oder in der Gegenwart 
leistet. 

572 von 602 Millionen € – 78 Millionen € mehr als 
im Vorjahr – gehen für Steinkohlesubventionen 
drauf. Nur 22 Millionen € verbleiben für das so 
genannte REN-Programm, das Landesprogramm 
„Rationelle Energieverwendung und Nutzung un-
erschöpflicher Energiequellen“. 3 % für Zukunfts-
projekte und, vertragsgebunden, 97 % für die Be-
wahrung des Gestern: Das ist die sozialdemokra-
tische Erblast, die wir mit uns herumschleppen 
müssen. So darf die Energiepolitik auf Dauer nicht 
aussehen. Sonst bleiben wir weder das Energie-
land Nummer eins, noch wird unsere Wirtschaft 
die Wachstumsraten der modern aufgestellten 
Bundesländer überflügeln. 

Wenn die Energiepolitik für Nordrhein-Westfalen 
wieder Standortpolitik sein soll, weil sie Auswir-
kungen auf die Beschäftigung, die wirtschaftliche 

Entwicklung, die Wettbewerbsfähigkeit und damit 
auf den Wohlstand unseres Landes hat, müssen 
wir das Steuerruder energisch umlegen. Dann 
muss die Energieforschung, das strategische 
Steuerungselement der Energiepolitik, künftig das 
Haushaltskapitel dominieren. Dann müssen sich 
Stichworte wie Effizienzsteigerung bei konventio-
nellen Kraftwerken, Clean-Coal-Technologie, op-
timierter Einsatz regenerativer Energiequellen, 
Solar-, Brennstoffzellen- und Wasserstofftechnik, 
inhärent sichere Kernkrafttechnik, Transmutati-
ons- oder auch Fusionsforschung im Haushalt 
wiederfinden. Dann darf keine technische Option, 
die zur Optimierung von Versorgungssicherheit, 
Wettbewerbsfähigkeit oder Umwelt- und Klimaver-
träglichkeit dienen kann, aus einem Programm 
ausgeklammert werden, das staatliche Grundla-
genforschung mit unternehmerischer Praxisent-
wicklung eng verzahnt. 

Für eine solche Vision braucht man natürlich 
Geld, das uns aufgrund der sozialdemokratischen 
Erblast leider fehlt. Deshalb bin ich Wirtschaftsmi-
nisterin Christa Thoben für ihren energischen und 
konsequenten Einsatz bei der Gestaltung eines 
sozialverträglichen Ausstiegs aus dem subventio-
nierten Steinkohlebergbau außerordentlich dank-
bar. In diesen Dank beziehe ich ihren Einsatz für 
eine optimale Absicherung des Landes gegen Alt-
last- und Ewigkeitskosten des Bergbaus aus-
drücklich ein.  

Nur auf diesem Wege können wir uns das Geld 
für die energiepolitische Zukunftssicherung be-
schaffen. Wenn wir an dieser Stelle nicht aufpas-
sen, haben wir plötzlich prächtige Gewinne bei 
den derzeitigen Eigentümern der RAG, ein Denk-
mal für den schlitzohrigen Herrn Müller und ein 
dauerhaftes Loch in der Landeskasse, mit dem es 
uns kaum noch gelingen wird, das Verhältnis von 
3 % Zukunft und 97 % Vergangenheitsbewälti-
gung im Energiehaushalt entscheidend zu verän-
dern.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es kommt doch 
nicht darauf an, dass Herr Müller die RAG oder 
den wie auch immer benannten weißen Teil da-
von noch vor seiner Pensionierung Ende 2007 an 
die Börse bringt. Es kommt darauf an, das unter 
Einsatz von mehr als 120 Subventionsmilliarden 
geschaffene Vermögen der RAG optimal einzu-
setzen, um die Langzeitkosten des Bergbaus für 
das Land und damit für den Steuerzahler so ge-
ring wie möglich zu halten. Ob das mit dem Bör-
sengang eines Konglomeratunternehmens besser 
gelingt oder ob es sinnvoller ist, die Erlöse für 
Teilunternehmen in eine Stiftung einzubringen, die 
dann die Altlasten und möglichst darüber hinaus 
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auch Entwicklungsprojekte im Ruhrgebiet finan-
ziert, kann nur ein seriöses Gutachten klären, wie 
es die Landesregierung immer gefordert hat und 
wie es der Bund zurzeit europaweit ausschreibt. 

Welcher Weg auch immer gewählt wird: Der Kern 
der Degussa in Marl bleibt bestehen. Die Kraft-
werke der Steag wird niemand wegtragen. Das 
Gleiche gilt meines Erachtens für den Wohnungs-
bestand der RAG. Herr Müller hat uns schließlich 
vorgemacht, wie es geht: Mit der Preisgabe der 
profitablen Überseekohlegruben hat er die Steag 
und mit dem Verkauf der Perle Feinchemie die 
Übernahme der restlichen Degussa finanziert.  

In seiner Dialektik bedeutet das weder die Aufga-
be von Versorgungssicherheit noch eine Zer-
schlagung. Für ihn fallen solche Operationen un-
ter den Begriff „Unternehmensoptimierung“. Nega-
tive Vokabeln wie „Zerschlagung“ sind denen vor-
behalten, die partout nicht an den Ruhm von 
Werner Müller oder an die Organisationsinteres-
sen der IG BCE denken wollen, sondern die nur 
die Interessen der Steuerzahler im Sinn haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zum Abschluss 
noch eine Bemerkung zur Absatzförderung für 
deutsche Steinkohle und zu den Grünen. Für die 
Grünen ist diese Haushaltsstelle der Jäger 90, mit 
dem sie die ungedeckten Schecks für ihre Ausga-
benorgie finanzieren wollen. Mehr als 
220 Millionen € wollen die Grünen hier einneh-
men, weil sie angesichts gestiegener Weltmarkt-
preise für Steinkohle Subventionserstattungen in 
entsprechender Höhe veranschlagen. Herr Prig-
gen, haushaltspolitisch ist das unseriös. Unseriö-
ser geht es überhaupt nicht mehr. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das wird er Ih-
nen gleich erklären!) 

Sie wissen doch ganz genau, dass die zeitnahe 
Preisabrechnung, die Sie in das Subventionspro-
gramm für den Zeitraum von 2006 bis 2008 hi-
neingebracht haben – mit hohem persönlichem 
Einsatz; das erkenne ich an –, erst ab 2007 zum 
Tragen kommt. Außerdem kennen Sie doch den 
Bericht des Bundesrechnungshofs zur Überprü-
fung der Kohlesubventionen vom 12. Juli 2005, in 
dem es wörtlich heißt. – Herr Präsident, mit Ihrer 
Erlaubnis darf ich zitieren –: 

„Die in den vergangenen Jahren tendenziell 
gestiegenen Drittlandskohlepreise führten nicht 
zu einer Verringerung der Beihilfen, da die Pro-
duktionskosten ebenfalls anstiegen. Zudem be-
einflussten andere zuschussrelevante Parame-
ter, wie die Höhe der Stilllegungsaufwendungen 
und die Erlöse der Bergbauunternehmen aus 
dem Absatz der Steinkohle, die Zuschussfest-

setzung. Das Abrechnungsverfahren war dabei 
so aufwendig, dass das Bundesamt für Wirt-
schaft und Ausfuhrkontrolle die für die Festset-
zung der Beihilfen vorgesehene Frist bis zum 
31.07. des auf das Plafondjahr folgenden Jah-
res stets um mehr als ein Jahr überschritt.“ 

Wenn die etwas zurückzahlen sollen, wird das mit 
Sicherheit noch viel schlimmer werden. Und wenn 
wir über die Sprechklausel reden, wird das auch 
noch viel schlimmer werden.  

Aus beiden Gründen, meine lieben Kollegen von 
den Grünen, ist es völlig unseriös und nach dem 
Jährlichkeitsprinzip der Haushaltsrechnung sogar 
unzulässig, die von Ihnen vorgeschlagene Luft-
nummer von 226 Millionen zu verbuchen. Sie 
können doch Ihre Kommission für eine nachhalti-
ge Finanzpolitik in Nordrhein-Westfalen keine weit 
über allen anderen Bundesländern liegende 
Schuldenstandsquote beklagen, dauerhaft not-
wendige Haushaltsverbesserungen in Höhe von 
wenigstens 2,77 Milliarden € analysieren und äu-
ßerst harte Anpassungen beim Primärausgaben-
niveau sowie schmerzhafte politische Entschei-
dungen zur Schließung der Lücke fordern lassen, 
wenn Sie gleichzeitig Gelder, die vielleicht gar 
nicht, frühestens aber 2007 kommen, bereits 2006 
für weitere Leistungsversprechen verbraten.  

So geht das sicherlich nicht. Da müssen Sie sich 
schon für eine Richtung entscheiden, Frau Löhr-
mann: konsolidieren oder konsumieren. Wenn Sie 
das verstanden hätten – der Kollege Sagel ist lei-
der nicht im Raum –, dann hätten wir uns die Dis-
kussion über all die verlockenden Haushaltsan-
träge der Grünen sparen können, weil das Geld 
zur Erfüllung Ihrer Zielvorstellungen nicht anwe-
send, sondern abwesend ist. – Schönen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nächster 
Redner ist Herr Abgeordneter Priggen, Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen. Bitte schön. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Lieber Herr Präsident! 
Lieber Herr Kollege Weisbrich, es trifft sich gut, 
dass wir direkt hintereinander in die Debatte 
kommen. 

Ich möchte als Erstes auch an den Kollegen Bro-
ckes gerichtet klarstellen: Das, was wir jetzt im 
Haushalt stehen haben, die Mittel für dieses Jahr, 
ist Teil der Bugwelle. Und diese Bugwelle ist ge-
nau wie die Mittel, über die unser Antrag geht, 
2004/2005 Teil der Vereinbarung von 1997. Da 
hieß der Bundeskanzler Kohl und der Bundeswirt-
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schaftsminister Rexrodt, und der war aus Ihrer 
Partei. Nur um das klarzustellen! 

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Sie können uns kritisieren für das, was an Geld 
notwendig ist und gezahlt werden muss, ab dem 
nächsten Jahr. Bei dem, was jetzt im Haushalt ist, 
ist es anders. Es gibt ja Legendenbildungen, wo-
mit sich manche Leute einen schlanken Fuß ma-
chen und die Verantwortung von sich weisen wol-
len. Wenn es ein FDP-Bundeswirtschaftsminister 
war, der verantwortlich ist für die Dinge, die die-
ses Jahr im Haushalt stehen, dann kann man 
nicht so tun, als ob man als Partei damit nie etwas 
zu tun gehabt hätte. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Dietmar 
Brockes [FDP]: Er hat keine Verantwortung 
für den Landeshaushalt!) 

Das ist das Eine. Das Zweite ist: Herr Kollege 
Weisbrich, ich will auf folgenden Grundsachver-
halt hinweisen. 1997 ist eine Mittelausstattung im 
Steinkohlebeihilfengesetz bis 2005 vereinbart 
worden. Die Mittel, die man vereinbart hat – mit 
den jährlichen Tranchen Bund und NRW –, waren 
ausreichend, um von 78.000 auf 36.000 Beschäf-
tigte und von 18 auf zehn Zechen herunterzu-
kommen. 

Dann haben wir eine Entwicklung mit pendelnden 
Weltmarktpreisen gehabt. Und die Preise für Im-
portkohle sind keine Spotmarktpreise, sondern es 
sind die Preise, die das Bundesamt für Außen-
wirtschaft feststellt. Wenn jemand Kohle über die 
Grenze nach Deutschland bringt, muss er sagen, 
wie viel, wofür und was sie gekostet hat. Da ist 
immer noch ein Unterschied, denn manchmal ha-
ben wir Spotmarktpreise, die real nie gezahlt wer-
den. – Das sind also die Preise, für die Kohle 
nach Deutschland in Kraftwerke kommt. 

Diese Preise sind in den Jahren gependelt. Aber 
in den Jahren 2004 und 2005 sind sie explodiert. 
Wir hatten die Diskussionen um Koks usw. Sie 
sind explodiert auf ein Niveau von 55,36 € im Jah-
re 2004 und 65,02 € pro Tonne im Durchschnitt 
des Jahres 2005. 

Wenn man 1997 einen Durchschnittskohlepreis 
von 40 € pro Tonne angenommen hat und die 
Gelder ausgelegt worden sind, um den sozialver-
träglichen Abbau mit den Plafonds zu machen, 
dann kann es eigentlich nicht sein, dass dann, 
wenn der Weltmarktpreis um 60 % steigt, nichts 
bei der öffentlichen Hand landet. Die Absatzbeihil-
fen sind ja der weitaus größte Teil der Kohlebeihil-
fen.  

Da hätte ich jetzt etwas von Ihnen erwartet. Das 
geht noch stärker an die Kollegen von der FDP, 
denn jetzt sind Sie in der Regierung. Das Land 
zahlt diese Beihilfen; es ist immer ein zuverlässi-
ger Zahler gewesen. Da muss man doch norma-
lerweise sagen: Das kann doch nicht angehen. 
Der Weltmarktpreis hätte ja bei 40 € bleiben kön-
nen, dann hätten die genau mit den Plafonds aus-
kommen müssen. Der Weltmarktpreis hätte sich 
auf der anderen Seite verdoppeln können, und wir 
würden immer noch hier mit dem Haushalt aus-
bluten, und daran ändert sich nichts, denn jeder 
Euro, der mehr hereinkommt, wird dort ver-
braucht. – Nach all den Ankündigungen, die gera-
de die FDP-Kollegen gemacht haben, hätten Sie 
an der Stelle meines Erachtens stärker hereinge-
hen müssen.  

(Christian Weisbrich [CDU] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage.) 

– Ich lasse die Frage sofort zu, ich will nur den 
Satz zu Ende führen. Herr Weisbrich, mir ist auch 
klar, dass die 226 Millionen € das sind, was ich 
ausrechnen kann, wenn ich den normalen Preis 
von 40 € pro Tonne und den Preis bezogen auf 
die wirkliche jährliche Fördermenge ausrechne. 
Sie haben sich mit 40 Millionen € Gestaltungs-
spielraum abgequält. Ich wäre ja froh, wenn Sie 
an der Stelle sagen würden: Das Gesamte wird es 
nicht, aber wir haben die Hälfte oder wir haben ein 
Drittel herausgeholt. Dass aber völlig unabhängig 
vom Weltmarktpreis die Beihilfen weg sind und 
das Unternehmen dann, wenn es 200 oder 300 
Millionen € mehr bekommt, entscheiden kann, das 
in neue Anlagen oder etwas anderes zu investie-
ren, das kann eigentlich nicht sein! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Jetzt wollte Herr Weisbrich etwas fragen. 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr 
Weisbrich fühlt sich zu einer Zwischenfrage ange-
regt, und Sie haben sie gerade zugelassen. Bitte 
schön. 

Christian Weisbrich (CDU): Herr Kollege Prig-
gen, wissen Sie, wie hoch das Abrechnungser-
gebnis 2004 für unser Land war? Das liegt ja vor.  

Zweiter Teil der Frage: Wir alle kennen das kom-
plizierte Abrechnungsverfahren. Ich habe vorhin 
den Bundesrechnungshof zitiert, der gesagt hat, 
dass bisher noch immer die Abrechnungsüber-
schreitung mindestens ein Jahr betragen habe. 
Das heißt also, dass die Abrechnung für 2005 frü-
hestens Mitte 2007 vorliegt. Haben Sie Anzeichen 
dafür, dass wir dennoch die Abrechnung im Jahre 
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2006 so hinbekommen, dass die von Ihnen – in 
Anführungszeichen – „veranschlagten“ Haushalts-
mittel auch eingehen können? Wenn ja, dann ma-
chen Sie mich bitte schlau. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Herr Kollege 
Weisbrich, ich kenne den Bundesrechnungshof-
bericht, den Sie eben zitiert haben. Die Zitate sind 
nach allem, was ich im Kopf habe, absolut zutref-
fend. Das ist die Lebenserfahrung, die der Bun-
desrechnungshof da dokumentiert. Ich wusste 
noch gar nicht, dass die Abrechnung 2004 schon 
vorliegt, denn die sind ja normalerweise so aus-
giebig im Verzug, dass man sehr lange wartet. 

Aber Sie haben ja selber vorhin zitiert: Jedes Mal, 
wenn der Weltmarktpreis steigt, steigen auch die 
Produktionskosten. – Das ist doch ein unglaubli-
cher Vorgang. Ich sage Ihnen – die Präsidentin 
des Landesrechnungshofs sitzt ja sonst immer als 
Gast hier –: Das kann eigentlich nicht sein. Wir 
zahlen viele Subventionen in anderen Bereichen, 
die auch sinnvoll sind, um Prozesse anzustoßen 
oder um Dinge möglich zu machen, die sonst 
nicht gingen. Hier haben wir den Subventions-
nehmer, der den größten Einzelposten bekommt. 
Und in dem Moment, in dem wir eigentlich eine für 
alle Beteiligten glückliche Situation haben, dass 
wir nämlich von steigenden Weltmarktpreisen pro-
fitieren müssten, geht das Unternehmen hin und 
fährt aus Gründen, die völlig intransparent sind, 
die Produktionskosten herunter. 

Ich weiß noch, warum wir uns in der alten Koaliti-
on nicht einig werden konnten. Das haben wir 
auch ausgetragen. Sie sind jetzt mit einer anderen 
Crew dran; Sie haben einen Partner, der das Pa-
neel bei der Kohle immer ganz hoch gehalten hat. 
An der Stelle hätte ich erwartet, dass Sie nicht 
noch einmal Zuwendungsbescheide auf Jahre 
hinaus herausgeben, sondern an dieser Stelle tat-
sächlich auch einmal Geld zurückholen. Das ha-
ben Sie nicht gemacht, obwohl wir uns in der 
Grundbeurteilung einig sind.  

(Beifall von den GRÜNEN – Christian 
Weisbrich [CDU]: Die andere Regierung hat 
die Verträge herausgegeben! Meine andere 
Frage war: Wie kommt das Geld 2006 in un-
sere Kassen?) 

– Die Frage, wie das Geld 2006 in unsere Kassen 
kommt, ist eine schwierige, weil mir das Raubrit-
tertum an der Stelle über die Traditionen auch 
durchaus bekannt ist. Trotzdem ist die Forderung 
richtig. Sie geben es ja selbst zu: Es kann nicht 
sein, dass die Produktionskosten ansteigen. Wir 
hätten – ich sage es noch einmal – eine Verdop-

pelung im Weltmarkt haben können und trotzdem 
kein Geld bekommen.  

(Christian Weisbrich [CDU]: Das hätte man 
doch versuchen können!) 

– Sie hätten das versuchen sollen! Gerade die 
FDP-Kollegen hätten das versuchen müssen. Ich 
wünsche Ihnen auch alles Gute in der weiteren 
Umsetzung. Aber es ist nicht zu akzeptieren. Wir 
würden bei keinem – ich sage es noch einmal 
pointiert – Landwirt, der 20.000 € Zuschuss be-
kommt, ein solches Vorgehen akzeptieren – bei 
niemandem. Da geht es um Hunderte von Millio-
nen Euro. Ich bin auch ein Stück weit enttäuscht, 
dass auch die Kollegen von der FDP in der Regie-
rung und die Kabinettsmitglieder insgesamt das 
gleiche Spiel wieder mitmachen. – Jetzt muss ich, 
glaube ich, aufhören.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nein, Ihre 
Redezeit ist noch nicht erschöpft, Herr Priggen. 
Wir haben ja die Zeit während der Beantwortung 
der Frage gestoppt, auch wenn die Beantwortung 
etwas umfänglich ausgefallen ist.  

Reiner Priggen (GRÜNE): Bei der Kohle geht 
das Herz immer ein bisschen über. – Herr Präsi-
dent, ganz herzlichen Dank.  

Ich würde gerne auch ein paar kritische Worte 
nach der ersten Jahresbilanz zu anderen The-
menpunkten an die neue Landesregierung rich-
ten, weil ich der Meinung bin, dass auch da eine 
Reihe von Ankündigungen gemacht worden ist, 
dass aber konkretes Handeln in Bereichen, in de-
nen wir einen Konsens über alle Fraktionen hin-
weg haben müssten, real nicht erfolgt. Das ist 
nach ein paar Monaten in Ordnung – man ist noch 
neu –, aber wenn das ein Jahr her ist, dann ist 
das aus meiner Sicht nicht zu akzeptieren. 

Ich rede als Erstes über das Programm Gebäude-
sanierung des Bundes. 1,4 Milliarden € pro Jahr, 
gerade gut einsetzbar bei den galoppierenden Öl-
preisen zur Sanierung von alten Wohnungsbe-
ständen, vor allen Dingen auch im Ruhrgebiet, wo 
Menschen in Wohnungsbeständen leben, die sehr 
schlecht isoliert sind, wo die Ölkosten bezie-
hungsweise die Warmkosten demnächst genauso 
hoch oder höher sein werden wie die Kaltmiete. 
Ich würde erwarten – das ist kein Dissens –, dass 
Sie ein ambitioniertes Ergänzungsprogramm auf-
legen und Aktivitäten entfalten, um diese 
1,4 Milliarden € in Teilen in NRW umzulenken. Die 
Bayern machen das. Die Bayern packen das 
Problem an und verbessern das Programm des 
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Bundes. Jetzt können Sie zu mir sagen: Wir ha-
ben das Geld nicht; die Haushaltssituation ist 
schwierig. – Das akzeptiere ich auch.  

Dann würde ich aber trotzdem wahrnehmbare Ak-
tivitäten der Landesregierung erwarten, um das, 
was Handwerk und Bauwirtschaft wirklich drin-
gend brauchten, tatsächlich in Aufträge in NRW 
zu lenken. Ich sehe aber nichts. Ich erlebe – das 
verstehe ich überhaupt nicht; das hätte Michael 
Vesper als Bauminister sich niemals erlaubt –, 
dass der Bauminister sich aus der Verantwortung 
für die Gebäudesanierung völlig heraushält. Für 
uns ist das parlamentarisch nicht unangenehm, 
weil die gesamte Energiefrage dann in den Hän-
den der Frau Ministerin liegt. Aber dass ein Bau-
minister, der eine Verantwortung hat und im Prin-
zip auch mit der LEG über Wohnungsbaubestän-
de in Höhe von 100.000 Einheiten verfügt, an der 
Stelle sagt: „Das ist nicht meine Baustelle; das in-
teressiert mich nicht“, ist aus meiner Sicht bei der 
Landesregierung kritikwürdig.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zweiter Punkt. Wir haben gehört, dass Minister-
präsident Rüttgers und auch Ministerpräsident 
Koch aus Hessen Anfang der Woche einen natio-
nalen Biomasseplan angekündigt haben. Den 
würden sie unterstützen, weil bis zu 15 % des 
bundesweiten Primärenergiebedarfs aus der 
Land- und Forstwirtschaft deckbar seien. Das ist 
meiner Meinung nach auch ein Thema, über das 
wir in weiten Teilen überhaupt keine Dissense ha-
ben. Aber warum ein nationaler Plan? Warum 
nicht nach einem Jahr einmal eine ambitionierte, 
eine realistische Zielsetzung für NRW?  

(Beifall von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Sie haben einen Landwirtschaftsminister. Sie ha-
ben eine Reihe von Kollegen aus dem Landwirt-
schaftsbereich in Ihrer Fraktion, die ein großes In-
teresse daran haben müssten. Bei den Ölpreisen 
müsste es auch das Potenzial geben. Aber da 
kommt nichts. Es wäre ja gut, wenn etwas käme, 
an dem man sich reiben, mit dem man sich aus-
einander setzen kann, wo wir dann sagen können, 
dass die 15 %, die der Ministerpräsident vorgibt, 
auch in NRW ihren Beitrag liefern müssten. Dabei 
immer eingerechnet: Wie viele Flächen haben wir, 
wie viele haben die anderen? Da kommt aber gar 
nichts, nichts Konkretes, nichts als Perspektive.  

Stattdessen gibt es im AFP, im Agrarinvestitions-
förderprogramm, eine negative Veränderung. Die 
Biogastechnologie wird, was Gemeinschaftsanla-
gen angeht, gestrichen. Lieber wird mehr in kon-
ventionelle Tierhaltung und andere Sachen inves-
tiert. Dieser Bereich, der Zusatzeinkommen auf 

lange Sicht sicher für Bauern generieren kann, 
wird gegenüber vorher negativ ausgelegt.  

Zweitens. Im Bereich der Holzabsatzförderrichtli-
nie gab es bei der früheren Ministerin Frau Höhn 
immer die exzellente Praxis, in jährlichen Sitzun-
gen mit der Industrie unter Einladung aller Parla-
mentarier das Förderprogramm zu überprüfen und 
Vorschläge aus den Reihen der Betroffenen ent-
gegenzunehmen und zu sagen: Was können wir 
kürzen, was können wir ändern. Ich habe nur 
Runden erlebt, bei denen Kürzungsvorschläge 
kamen, sodass man mit den Mitteln, die man hat-
te, mehr Anlagen fördern oder Einsparungen auf-
fangen konnte. Das gibt es unter der neuen Re-
gierung nicht mehr. Es gibt keinen angekündigten 
Workshop zu HaFö mehr, es gibt ihn auch nicht 
mehr zum REN-Programm.  

(Zuruf von der CDU) 

– Sie sollten es zumindest einmal sagen, dass Sie 
das machen. Man müsste doch irgendwann ein-
mal verstehen, was Sie wollen. Es wäre nur fair, 
das gegenüber dem Parlament, auch gegenüber 
denen, die nicht zur Mehrheit gehören, auch ge-
genüber der Wirtschaft einmal zu dokumentieren, 
damit man weiß, was das Land will. Da ist aber 
nichts. Im HaFö-Programm gibt es, ehrlich gesagt, 
nur Chaos.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Da wird eine alte Förderung, die sehr positiv war, 
über die es niemals Dissens mit den CDU-Kollegen 
gab, die unter Beihilfe der Forstleute optimiert wor-
den ist, in einem Hüh und Hott geändert – wieder 
ohne Beteiligung in einem Workshop –, und 
14 Tage später, wenn dann Leute einen Antrag auf 
Förderung nach der verkündeten HaFö-Richtlinie 
aus dem Umweltministerium stellen, wird ihnen ge-
sagt, dass das Programm nicht fortgesetzt wird. 
Das ist ein Chaos. Dann könnte man besser sa-
gen, dass es keine Förderung gibt – dann wüssten 
alle, woran sie sind –, als dass man ihnen sagt: „Ihr 
bekommt eine Förderung“, und zwei Wochen spä-
ter werden Anträge mit der Ansage zurückge-
schickt, dass es überhaupt keine Förderung mehr 
gibt. Das ist ein Chaos, das Sie selbst organisieren.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Der letzte Punkt, den ich ansprechen möchte: Wir 
haben über den Emissionshandel geredet. Es 
geht um eine ganz konkrete Ausgestaltung. Herr 
Kollege Brockes, ich möchte auch noch einmal 
die FDP ansprechen, weil Sie sich immer vorder-
gründig sehr stark für den Markt einsetzen.  

Bei der konkreten Ausgestaltung des Emissions-
handels sind unsere Rückmeldungen, dass der 
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Staatssekretär Adamowitsch, den ich in unseliger 
Erinnerung habe, was diese Fragen angeht, in 
Berlin wieder dabei ist, Gas als Primärenergieträ-
ger im Strombereich zu benachteiligen: die Zutei-
lung von 3.000 Betriebsstunden im Emissions-
handel für Gaskraftwerke und 7.000 Stunden für 
Kohle, und dann die Vorschrift für die Kraftwerks-
betreiber, sie dürften ihre Anlagen nur über eine 
ganz bestimmte Zeit laufen lassen, wenn sie die 
Emissionsrechte nicht teuer dazukaufen wollten. 
Das ist nicht vernünftig. Wir haben die Norweger 
gewonnen, in Nordrhein-Westfalen zwei neue 
Kraftwerke zu bauen. Die haben investiert. Und 
jetzt bekommen sie nur 3.000 Betriebsstunden 
zugeteilt, anstatt dass sie selbst entscheiden kön-
nen, wie sie ihr Gas einsetzen wollen. Das Glei-
che gilt für die Stadtwerke, wo Frau Ministerin bei 
Trianel in Hamm bei der Einweihung anwesend 
war und es begrüßt hat.  

Da würde ich gerade von der FDP erwarten, aber 
auch von der Landesregierung insgesamt, dass 
Sie sich dafür einsetzen, dass diese Wettbe-
werbsverzerrung genau an der Stelle nicht pas-
siert und nicht ihre Linie wieder durch die Hintertür 
einen Durchmarsch macht, dass man Gas als 
Primärenergieträger da herausdrückt. – Ganz 
herzlichen Dank.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun hat für 
die FDP-Fraktion Herr Brockes das Wort. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Einzelplan 08 des Lan-
deshaushalts, über den wir heute hier beraten, 
stellt für das Ministerium für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie eine schwere Hypothek der 
alten rot-grünen Landesregierung dar.  

Dies findet seinen Ausdruck in den unumstößli-
chen Zuwendungsbescheiden der Jahre 2005 bis 
2008, die in den Jahren 2006 bis 2009 haushalts-
wirksam werden. Die hierin fixierten Anteile Nord-
rhein-Westfalens an der Steinkohlenbeihilfe 
schränken die Handlungsfähigkeit der Wirtschafts- 
und Energieministerin in unerträglich starkem 
Maße ein. 

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Herr Kollege Leuchtenberg – es wäre schön, 
wenn Sie zuhören würden –, Sie haben es eben 
so dargestellt, als würde sich die Energiepolitik im 
Haushalt nicht wieder finden, und Sie haben dabei 
schön elegant, wie es sozialdemokratische Art ist, 
die Steinkohle außen vor gelassen. Das ist ein 
Ansatz, den man wirklich nicht anwenden kann. 

Ich habe gerade schon einmal deutlich gemacht, 
wie dieser Haushalt aussieht und welche Finanz-
mengen durch diese eine Position gebunden sind.  

Herr Kollege Priggen, Sie betonen immer den 
97er-Kompromiss. Es ist ja richtig, dass wir im 
Bund dabei durch den Bundeswirtschaftsminister 
eingebunden waren und diesen Kompromiss mit 
ausgehandelt haben. Wir reden heute aber hier 
über den Landeshaushalt und die Mittel, die aus 
diesem Landeshaushalt für diesen Bereich bereits 
gebunden sind. Das ist von der alten rot-grünen 
Landesregierung zu verantworten. Die haben Sie 
mitgetragen. Deshalb können Sie die Verantwor-
tung nicht auf den damaligen Bundeswirtschafts-
minister abwälzen. 

(Beifall von der FDP) 

Die dringend erforderliche Neuausrichtung der 
Energiepolitik ist von der neuen Landesregierung 
nach dem Regierungswechsel im vergangenen 
Mai beherzt angegangen worden. Die politischen 
Ziele finden sich aufgrund der zuvor erwähnten 
rot-grünen Hinterlassenschaften noch nicht im 
Haushalt wieder. 

Die neue Landesregierung wird gemeinsam mit 
den Koalitionsfraktionen dafür Sorge tragen, dass 
das Geld der Steuerzahler nicht weiter in den 
hoffnungslos defizitären Steinkohlenbergbau ver-
senkt, sondern in Zukunftsprojekte investiert wird. 

Meine Damen und Herren, bereits wenige Wo-
chen nach der Regierungsübernahme haben wir 
damit begonnen, den Koalitionsvertrag umzuset-
zen.  

Gerade als Niederrheiner hat mich der folgende 
Punkt sehr gefreut: Was bis dato kaum jemand für 
möglich gehalten hatte, haben wir mit der soge-
nannten Walsumer Verständigung erreicht. Das 
Bergwerk Walsum wird früher als ursprünglich 
geplant, spätestens zum 30. Juni 2008, geschlos-
sen. Gleichzeitig haben wir sichergestellt, dass 
der Kohleabbau unter dem Rhein einschließlich 
der damit verbundenen Risiken für die Bürgerin-
nen und Bürger endgültig und unverzüglich been-
det wird. 

Herr Kollege Priggen, dieses Ergebnis, das wir 
nach wenigen Wochen erzielt haben, ist mehr als 
das, was Sie in zehn Jahren Regierungsbeteili-
gung für die Bürgerinnen und Bürger in der Regi-
on erreicht haben. 

Weiterhin haben wir mit der DSK vereinbart, die 
Abbaufelder so anzupassen, dass zukünftig keine 
Deicherhöhungen erforderlich sind. Wir haben – 
dies möchte ich an dieser Stelle besonders beto-
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nen – diesen Erfolg erreicht, ohne den Haushalt 
auch nur mit einem einzigen Euro zu belasten. 

Als Nächstes haben wir – hier haben wir es mit 
einem nicht nur für Nordrhein-Westfalen wahrlich 
historischen Projekt zu tun – damit begonnen, die 
Beendigung des subventionierten deutschen 
Steinkohlenbergbaus einzuleiten. Im Koalitions-
vertrag haben CDU und FDP vereinbart, diesen 
Ausstieg sozialverträglich zu gestalten. Deshalb 
haben wir zur Vermeidung sozialer Härten das 
Anpassungsgeld trotz der angespannten Finanz-
lage des Landes um 113,4 Millionen € erhöht. 
Hierdurch leisten wir einen wesentlichen Beitrag 
dazu, beim notwendigen Abbau der Beschäfti-
gung bei der DSK die Sozialverträglichkeit zu 
wahren. 

Herr Kollege Leuchtenberg, Sie haben eben da-
von gesprochen, wir sollten nicht nur Lippenbe-
kenntnisse ablegen. Dieses Beispiel zeigt eben, 
dass wir nicht nur Lippenbekenntnisse machen, 
sondern im Gegenteil verantwortungsbewusst 
handeln. 

(Beifall von der FDP) 

Die Landesregierung ist hiermit in erheblichem 
Maße in Vorleistung getreten. Jetzt sind RAG und 
IGBCE gefordert, ihrer sozialen Verantwortung 
gerecht zu werden und diesen unumkehrbaren 
Anpassungsprozess konstruktiv zu begleiten. Die 
RAG muss langsam begreifen, dass es für den 
Abbau von Steinkohle in Nordrhein-Westfalen 
keinen politischen Auftrag mehr gibt. 

An dieser Stelle möchte ich noch einmal an den 
gemeinsamen Antrag von CDU, FDP und Grünen 
vom 13. März erinnern. Dieser stellt eine Zäsur in 
der Geschichte Nordrhein-Westfalens dar. Die al-
te Kohlelobby existiert nicht mehr. 

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Jetzt haben sich drei von vier Landtagsfraktionen 
für einen Ausstieg Nordrhein-Westfalens aus dem 
subventionierten deutschen Steinkohlenbergbau 
ausgesprochen. Ob und inwieweit deutsche 
Steinkohle ohne staatliche Transferzahlung in Zu-
kunft gefördert wird, das ist in der Hauptsache ei-
ne Entscheidung der Eigentümer. Der Verweige-
rungshaltung des DSK-Vorsitzenden Tönjes und 
unserer Beharrlichkeit ist es zu verdanken, dass 
die Bundesregierung nun ein Gutachten in Auftrag 
gibt, um die Altlasten des Bergbaus zu ermitteln. 

(Beifall von der FDP) 

Ein weiteres Gutachten – hiermit bin ich beim 
nächsten Punkt unseres Koalitionsvertrages – 
wird sich mit den Börsenplänen der RAG und der 

damit verbundenen Auflösung des Haftungsver-
bundes befassen. Meine Damen und Herren, die 
Zustimmung Nordrhein-Westfalens zum RAG-
Börsengang ist nur denkbar, wenn zusätzliche 
Kostenrisiken eines fortdauernden Steinkohlen-
bergbaues für die Steuerzahlerinnen und Steuer-
zahler ausgeschlossen werden. 

Zur Neuausrichtung der Energiepolitik gehört al-
lerdings auch ein klares Bekenntnis zu den Berei-
chen rationelle Energieverwendung und erneuer-
bare Energien. Wir setzen das REN-Programm 
fort, werden allerdings bei den Fördermaßnahmen 
neue Schwerpunkte setzen. 

Primäres Ziel bei den erneuerbaren Energien 
muss es sein, nicht mit der Gießkanne durch 
Nordrhein-Westfalen zu laufen, sondern ganz ge-
zielt dort aktiv zu werden, wo auf absehbare Zeit 
die Schwelle der Wirtschaftlichkeit erreicht werden 
kann. 

Der FDP-Fraktion ist es ein besonderes Anliegen, 
gerade die vielschichtige Forschungslandschaft 
im Energiebereich in Nordrhein-Westfalen nach-
haltig zu stärken und das vorhandene Know-how 
im Land zu halten. Wir setzen hierbei auf einen 
breiten Entwicklungs- und Forschungsansatz, der 
von der Erforschung und Anwendung der Was-
serstofftechnologie über die Kernenergiesicher-
heitsforschung bis zur Entwicklung neuer Reaktor-
linien reicht. Eine Ausgrenzung einzelner Ent-
wicklungs- und Forschungsgebiete aus ideologi-
schen Gründen ist mit der FDP-Landtagsfraktion 
nicht machbar. 

(Beifall von der FDP) 

Zum Schluss, Herr Kollege Priggen, möchte ich auf 
Ihren Änderungsantrag zur Rückzahlung von Zu-
schüssen für den Absatz deutscher Steinkohle 
durch die gestiegenen Weltmarktpreise eingehen. – 
Sie dürfen fest davon ausgehen, dass die Landes-
regierung und die sie tragenden Fraktionen, die sich 
in aller Deutlichkeit für das Auslaufen des subventi-
onierten deutschen Steinkohlenbergbaus ausge-
sprochen haben, jeden zuviel an die DSK gezahlten 
Euro gerne wieder in den Landeshaushalt einstellen 
werden.  

Allerdings wird Finanzminister Linssen gemäß 
den Grundsätzen eines ehrbaren Kaufmanns 
nicht, wie dies bei Rot-Grün in der Vergangenheit 
üblich war, der Versuchung erliegen, mit Geldern 
zu planen, die wir noch nicht haben und über de-
ren Höhe wir derzeit noch keine seriöse Aussage 
treffen können. Sie selbst haben vorhin gesagt, es 
werde schwierig sein, das Geld wieder in die Kas-
se zu holen. Seien Sie aber sicher, dass wir alles 
daran setzen werden, dass dies der Fall sein wird.  
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Aber – hier erinnere ich Sie, Herr Kollege Priggen, 
an Ihre eigene Regierungszeit – die in Ihrer Re-
gierungszeit eingeführte Sprechklausel hat dazu 
geführt, dass wir momentan noch gar nicht wis-
sen, ob überhaupt mit etwas und, wenn ja, mit 
welchem Betrag zu rechnen ist. Meine Damen 
und Herren, sollten wir eine Rückerstattung von 
der DSK erhalten, so werden wir dieses Geld 
nicht, wie Sie es wünschen, gleich wieder ver-
frühstücken, sondern die Mittel zur Konsolidierung 
des Landeshaushaltes verwenden. – Vielen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Brockes. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Ministerin Thoben. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Vor dem Hin-
tergrund der Menge an Kritikpunkten, die Herr 
Leuchtenberg am Energiehaushalt angebracht 
hat, habe ich mich immer gefragt, wo die Ände-
rungsanträge sind, mit denen Vorschläge unter-
breitet werden, wie man es besser machen will. 
Kein einziger Satz dazu. Was heißt das eigent-
lich? – Das heißt, Sie trauen sich, hier herumzu-
reden, immer an den Zahlen vorbei, um irgendet-
was in die Welt zu setzen, wagen es aber nicht, 
auch nur einen einzigen Änderungsantrag vorzu-
legen. Packen Sie die Argumente ein!  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: So ein-
fach kann man es sich nicht machen!) 

– Sie machen es sich doch einfach. Sie halten 
hier Reden, beklagen den Haushalt und legen 
nicht einen einzigen Änderungsantrag vor.  

An dem, was die Grünen kritisieren, dass wir 
schon früher eine Rückzahlung hätten erreichen 
müssen, kann man sich wenigstens, wie Herr 
Priggen das netterweise gesagt hat, ein Stück 
weit reiben. Wir sagen, wir wollen möglichst viel 
zurück haben, aber das ist noch nicht etatreif, 
weshalb es nicht im Etat steht.  

Wir hätten deutlich mehr Luft – darüber redet die 
SPD ungern –, wenn wir weniger für die deutsche 
Steinkohle aufwenden müssten. Das ist so. Wir 
haben uns in der Koalitionsvereinbarung etwas 
vorgenommen. Das ist schwierig, aber vernünftig.  

Herr Leuchtenberg hat gemeint, wir müssen uns 
um heimische Energieträger kümmern. – Wohl 
wahr!  

Warum hat die SPD nicht die Kraft, zwischen 
Braun- und Steinkohle zu unterscheiden? – Die 

Braunkohle ist nach allgemeiner Übereinkunft 
nicht nur heimischer Energieträger, sondern auch 
eine echte Reserve. Herr Römer weiß, dass man 
national und international zwischen Reserven und 
Ressourcen sehr wohl unterscheidet. Reserven 
sind Vorkommen, die unter wirtschaftlichen Be-
dingungen förderbar sind. Ressourcen sind Dinge, 
die im Boden sind. Überlegen Sie sich bitte ein-
mal, ob Sie die Kraft haben, zu behaupten, die 
deutsche Steinkohle sei eine Reserve. Egal wie 
Sie sich anstrengen, den deutschen Steinkohlen-
bergbau noch produktiver zu machen: Die Kosten 
sind dreimal so hoch wie der Preis einer importier-
ten Tonne. Das ist eine Ressource, aber nach all-
gemeiner Übereinkunft keine Reserve. Deshalb 
müssen wir über so schwierig zu beantwortende 
Fragen reden.  

Auch uns, Herr Leuchtenberg, liegt an einer ge-
deihlichen Zukunft der Unternehmen, die derzeit 
unter dem Dach RAG sitzen. – Sehr richtig.  

Aber wir sind noch nicht ganz sicher, ob wir be-
reits alle Fragen ausreichend beantworten kön-
nen, die wir diesem Landtag gegenüber auch be-
antworten müssen, um nicht vor einem Untersu-
chungsausschuss zu landen. Die Einrichtung ei-
nes solchen Ausschusses würde ich Ihnen auch 
gar nicht übel nehmen, wenn wir einfach sagen 
würden: Wir kümmern uns nicht um Haftungsrisi-
ken und Möglichkeiten, die Risiken zu begrenzen, 
sondern winken das, was die RAG aufschreibt, 
durch. – So darf man gar nicht handeln. Ich würde 
mich wundern, wenn wir das im Landtag tatsäch-
lich tun könnten, ohne einen Untersuchungsaus-
schuss zu bekommen.  

Deshalb nur ein kleiner Hinweis, denn wir können 
heute nicht die gesamte Energiedebatte führen: 
Wenn Sie – Herr Römer, Sie sind doch auch 
schon einige Zeit dabei – alles zusammenzählen, 
was an öffentlichen Mitteln in den deutschen 
Steinkohlenbergbau geflossen ist, dann kommen 
Sie auf stolze 128 Milliarden €.  

(Zuruf von der SPD: Gut angelegtes Geld!) 

Es stellt sich nun die Frage, ob uns nicht eigent-
lich sogar der ganze Bereich – zumindest wirt-
schaftlich gesehen – gehört. Die Frage müssen 
Sie doch zulassen. Die haben doch nicht aus ei-
genen Gewinnen andere Töchter und Söhne auf-
gekauft und aufgebaut, sondern aus Subventio-
nen. Oder ist das anders? – Deshalb führen wir 
schwierige Gespräche darüber, auf was ich als 
Ministerin, als diejenige, die das unterschreiben 
soll, eigentlich ohne irgendeine Sicherheit verzich-
ten darf.  
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Interessant ist übrigens auch, dass Herr Müller im 
Zusammenhang mit der Entscheidung von Thys-
sen-Krupp, ausländische Erzminen zu verkaufen, 
davon spricht, dass sie wenig Weitsicht bewiesen 
hätten. Hat er sich eigentlich einmal die eigene 
Geschichte der Ruhrkohle vor dem Hintergrund 
vor Augen geführt?  

(Beifall von der FDP) 

Die Australier lachen sich schlapp, wenn man mit 
denen darüber redet, dass …  

(Hannelore Kraft [SPD]: Reden wir eigentlich 
über den Einzelplan, oder nicht?) 

– Frau Kraft, das müssen Sie Ihren Redner fra-
gen; Sie waren vorhin nicht da. Er hat über alles 
geredet, nur nicht über den Einzelplan. Auf das 
muss ich leider antworten. Das tut mir Leid.  

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD) 

Zur Atompolitik findet sich, wenn ich das richtig 
sehe, im Etat des Wirtschaftsministers eigentlich 
nur eine institutionelle Förderung der Kernfor-
schungsanlage Jülich. Dann hätte ich gerne von 
Ihnen gewusst, ob Sie die Sicherheitsforschung in 
der Kernanlage Jülich aufgeben wollen. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Nein!) 

Sie würden damit die Koalitionsvereinbarung hier 
im Land und auch in Berlin brechen. Die Debatte 
läuft derzeit. 

(Hannelore Kraft [SPD]: Nein, wollen wir 
doch gar nicht!) 

Wir sollten gemeinsam ein Interesse daran haben, 
Frau Kraft, und da Sie aus Mülheim kommen, Sie 
ganz besonders. Tausende von Arbeitsplätzen 
warten darauf, dass wir die kerntechnische For-
schung und Weiterentwicklung kerntechnischer 
Anlagen hier im Land halten. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das sind Arbeitsplätze, die ich genauso ernst 
nehme wie andere. Wir werden sehr schnell in Jü-
lich die konkrete Entscheidung zu treffen haben, 
ob wir dazu stehen. Ich bin sehr gespannt, ob Sie 
alle mithelfen. 

Natürlich – laut Koalitionsvereinbarung geht die 
Sicherheitsentwicklung und Forschung weiter – 
hätte ich auch gerne ohne jede Kürzung das 
REN-Programm weitergeführt. Ich konnte bei den 
Verhandlungen erreichen, dass die Kürzungen 
dort nicht so stark ausgefallen sind wie in den an-
deren Programmen. Das bedeutet: Wir müssen 
die Mittel noch stärker auf Dinge konzentrieren, 

von denen wir ganz sicher sind, dass sie uns bei 
der Zukunftsentwicklung helfen. 

Wir versuchen, das bei der Nutzung erneuerbarer 
Energien dadurch zu machen, dass wir auf allen 
Feldern zum Beispiel Kompetenznetzwerke nicht 
nur eingerichtet haben, sondern auch weiter 
betreiben werden. Wir möchten kein Wissen ver-
passen, das hier im Land vorhanden ist und uns 
in der Anwendung Vorteile verschaffen könnte. 
Die Kompetenznetzwerke Kraftwerke, Kraftstoffe, 
Brennstoffzelle, Wasserstofftechnologie werden 
wir weiterführen. Sie sind übrigens vorbildlich für 
Deutschland und im internationalen Vergleich. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Sehr 
schön! Die sind zum Teil von uns eingerich-
tet worden!) 

– Ja, ist doch in Ordnung. Ich sage doch nur: Wir 
führen sie weiter. Warum sollen wir etwas aufge-
ben, was vernünftig ist? Solch eine Debatte müs-
sen Sie hier nicht führen. Wir sprechen darüber, 
ob wir etwas verändern, was wir nicht für richtig 
halten. 

Deshalb komme ich zu dem Teil, den Herr Prig-
gen vorgetragen hat: Herr Priggen, Ihnen fehlen – 
zumindest nachvollziehbare – ambitionierte Ziel-
setzungen zum Beispiel bei der Biomasse. Ich 
verspreche Ihnen auch hier – ich weiß, Sie wer-
den mich zeitnah daran erinnern –: Wir arbeiten 
daran abzuschätzen, was in einem dicht besiedel-
ten Land wie Nordrhein-Westfalen auf diesem 
Feld erreichbar ist. Wir sind nicht in Schweden. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das bedauern 
wir häufiger!) 

Das heißt, wir werden das in Abstimmung mit dem 
Umweltminister so verabreden, dass wir Ihnen 
sagen können, was wir uns da zutrauen. Das wird 
zeitnah passieren. 

Beim Emissionshandel haben Sie Recht mit Ihrem 
Hinweis; das habe ich Ihnen auch schon im Aus-
schuss gesagt. Wir werden diese Frage sehr ge-
nau beobachten und dann auch mit großem 
Nachdruck nachverhandeln. Wir wollen, dass die 
geplanten Gaskraftwerke in unserem Land gebaut 
werden und nicht an solchen Klippen scheitern. 

Letzte Anmerkung: Gebäudesanierungsprogramm. 
Herr Priggen, geschenkt. Ich darf Ihnen einmal die 
Sachverhalte vortragen: Die Wohnungswirtschaft in 
Nordrhein-Westfalen hat im ersten Quartal 2006 so 
viele Mittel beantragt wie im ganzen Jahr 2005. 
Das heißt, wir haben nicht eine Situation, in der wir 
bei katastrophaler Haushaltslage im Land noch et-
was drauflegen müssten, um die Konditionen zu 
verbessern. Das reicht. 
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Zweiter Hinweis: Nordrhein-Westfalen liegt mit 
mehr als 30 % der beantragten Kredite einsam an 
der Spitze. Zweiter ist Baden-Württemberg mit 
15 %. Trotzdem werde ich die Werbetrommel rüh-
ren. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Ministerin Thoben. 

Wir kommen damit zu der Debatte über den drit-
ten Teilbereich des Einzelplans 08: „Landespla-
nung“.  

Ich gebe Herrn Prof. Bollermann von der SPD-
Fraktion das Wort. 

Prof. Dr. Gerd Bollermann (SPD): Frau Präsi-
dentin! Meine Damen und Herren! Ich begrüße, 
dass die Haushaltsberatungen zum Einzelplan 08 
im dritten Block eine Debatte zum Teilbereich 
„Landesplanung“ bieten. Das eröffnet die Chance 
für mehrere Premieren: 

Erstens. Landesplanung steht damit in dieser 
Wahlperiode nach meinem Kenntnisstand erstma-
lig auf der Tagesordnung des Plenums. 

Zweitens. Die heutige Debatte bietet dem Hohen 
Haus die Gelegenheit zu erfahren, welches Res-
sort der Landesregierung überhaupt für die Lan-
desplanung zuständig ist. 

Drittens. Im Wirtschaftsausschuss hat Frau Tho-
ben im August vergangenen Jahres die ersten 
dürren Hinweise zur Landesplanung gegeben. Sie 
ist mit diesen Überlegungen jetzt sozusagen im 
zehnten Monat „schwanger“. In der damaligen 
Sitzung des Ausschusses kündete die Ministerin 
programmatisch an, die Landes- und Regional-
planung zu novellieren, mehr Planungs- und Ent-
scheidungskompetenz vor Ort, das Landesent-
wicklungsprogramm und den Landesentwick-
lungsplan zusammenzufassen und unnötige Bü-
rokratie abzubauen. Vorhin ist von der „kleinen 
Regierungserklärung“ die Rede gewesen, Frau 
Ministerin. Das waren Ankündigungen, denen bis-
her keine Taten gefolgt sind. Mir ist bisher verbor-
gen geblieben, dass sich die für die Landespla-
nung zuständige Ministerin danach noch einmal 
im Landtag zu Landesplanung und Raumordnung 
geäußert hätte. 

(Beifall von der SPD) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, in der heutigen 
kurzen Aussprache zur Landesplanung geht es 
nicht um Finanzen. Das Gesamtvolumen des zu-
gehörigen Kapitels im Einzelplan 08 ist mit ca. 

1 Million € vergleichsweise gering. Änderungsan-
träge zur Landesplanung wurden von keiner Frak-
tion gestellt. Uns interessiert vielmehr, welche 
fachlichen Schwerpunkte Frau Thoben setzen 
wird.  

Die Ansprüche an die Landesplanung, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, sind vielfältig. Über die 
Themen, die dabei miteinander zu verzahnen 
sind, sind wir uns sicherlich schnell einig. Ich nen-
ne hier nur: Umwelt und Naturschutz, Freiraum-
schutz und Erholung, integrierte Planung der Ver-
kehrsinfrastruktur, Energieversorgung, Wasser-
versorgung, Rohstoffsicherung.  

Eine sachgerechte und moderne Landesplanung 
ist gerade für das hoch industrialisierte und dicht 
besiedelte Land Nordrhein-Westfalen von beson-
derer Bedeutung. Es sind geeignete Verfahren 
erforderlich, die die vorhandenen Nutzungskonflik-
te miteinander zu einem fairen Ausgleich bringen. 
Wichtige Aufgabe der Landesplanung ist auch, 
Rechtssicherheit als unabdingbare Planungsvor-
aussetzung für wichtige Infrastrukturvorhaben zu 
schaffen; gleichzeitig sind bürokratische Verfah-
ren zu vermeiden. 

Noch zum Ende der vergangenen Legislaturperi-
ode haben wir das Landesplanungsgesetz novel-
liert und mit den regionalen Flächennutzungsplä-
nen ein modernes Element hinzugefügt, das sich 
derzeit in der Erprobung befindet. 

Auf die Kritik und die Vorwürfe der heutigen Re-
gierungsfraktionen im damaligen Ausschuss für 
Umweltschutz und Raumordnung bei den Bera-
tungen zum Gesetzentwurf will ich aus Zeitgrün-
den nicht eingehen. Denn sie erscheinen heute, 
Herr Kollege Ellerbrock, als Zerrbild, wenn ich das 
Nichtstun der heutigen Regierung betrachte. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

CDU und FDP hatten bereits vor der Wahl voll-
mundig angekündigt, das Landesplanungsgesetz, 
das Landeswassergesetz und das Landschafts-
gesetz sehr zeitnah novellieren zu wollen. Ich stel-
le fest: Die Landesregierung und die Koalitions-
fraktionen arbeiten in allen drei Bereichen nach 
dem gleichen Verfahren: Die derzeit geltenden 
Gesetze werden pauschal verunglimpft; es wer-
den Änderungen angekündigt, und Taten folgen 
keine.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Meiner Kenntnis nach hat die für die Landespla-
nung zuständige Ministerin dieses Thema nicht 
ein einziges Mal konstruktiv vorangetrieben. Le-
diglich im Windschatten von Minister Wittke wur-
den zwei Detailaspekte angesprochen, die die Ar-



Landtag  04.05.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/28 
 

 

 

3019

beitsweise der neuen Landesregierung charakte-
risieren: 

Erster Aspekt: Zur Novelle des Windenergieerlas-
ses hat Minister Wittke das Ziel der Landesregie-
rung im vergangenen Jahr klar definiert. Hier geht 
es der Regierung darum, eine unliebsame Tech-
nologie kaputtzumachen – so Wittke – und mit bü-
rokratischen Hürden systematisch zu behindern.  

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Dr. Boller-
mann, erlauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Ellerbrock? 

Prof. Dr. Gerd Bollermann (SPD): Nein, im Mo-
ment nicht. Ich habe nur wenig Zeit; bin fast am 
Ende meiner Ausführungen und möchte den Ge-
danken weiterverfolgen. 

Zweiter Aspekt: Beim Einzelhandelserlass sind 
die Ziele allerdings erkannt. Die SPD stimmt mit 
Ihnen überein, dass wir den Schutz des Einzel-
handels in den Innenstädten verbessern müssen. 
Aber leider blieb es auch hier bei Ankündigungen 
wie beispielsweise am 13. Februar 2006, und ich 
hoffe, dass nach den Sprüchen von Herrn Minister 
Wittke, mit „Wildwest und Wildwuchs“ sei Schluss, 
in der zweiten Jahreshälfte Taten folgen werden. 

Mit Shakespeare kann ich zurzeit nur feststellen: 
Vom Nichtstun kommt nichts. Ich bin daher ge-
spannt auf den Beitrag von Ministerin Thoben und 
hoffe, dass wir uns danach ein besseres Bild von 
den Vorstellungen der Landesregierung machen 
können und im zuständigen Ausschuss endlich 
die erforderlichen Sachdebatten zur Landespla-
nung beginnen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Prof. Bollermann. – Als Nächster spricht für 
die CDU-Fraktion Kollege Schulte. 

Hubert Schulte (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die finanzielle und haus-
haltsmäßige Bedeutung der Landesplanung ist im 
Vergleich zum gesamten Landeshaushalt nur sehr 
gering, wie es auch Herr Bollermann gerade aus-
führte. Die Auswirkungen der Landesplanung für 
die Entwicklung unseres Landes sind jedoch von 
besonderer Bedeutung.  

In einem so dicht besiedelten Land wie dem unse-
ren sind die unterschiedlichen Interessen bei der 
Landesplanung zu berücksichtigen. Ziel ist es, ein 
attraktives Lebensumfeld für die Bevölkerung zu 
schaffen: mit angemessenem Raum für Arbeit, 
Wohnen und Freizeitgestaltung. Aber auch Ener-

gie- und Wasserversorgung, Verkehrsinfrastruk-
tur, Naturschutz und Rohstoffsicherung sind von 
großer Bedeutung.  

Zwischen diesen höchst unterschiedlichen Zielen, 
die sich häufig widersprechen, gilt es, einen or-
dentlichen Ausgleich zu schaffen. Das ist im letz-
ten Jahr kurz vor der Wahl mit dem verabschiede-
ten Landesplanungsgesetz versucht worden. 
Nach unserer Auffassung erfüllt dieses Gesetz in 
weiten Bereichen nicht die Anforderungen eines 
vernünftigen Interessenausgleichs.  

Die Kolleginnen und Kollegen aus der vorherigen 
Wahlperiode erinnern sich, dass es eine Vielzahl 
von Eingaben und Anregungen gab, die von der 
damaligen rot-grünen Mehrheit nicht berücksich-
tigt wurden. Man wollte das Gesetz unbedingt 
noch vor der Wahl durchbringen. Das geschah in 
großer Hektik. Wir können Ihnen bereits heute zu-
sagen, dass die Novellierung des Gesetzes von 
uns nicht mit heißer Nadel gestrickt wird, wie es 
damals geschehen ist. 

(Beifall von der FDP – Prof. Dr. Gerd Boller-
mann [SPD]: Wann denn, in der nächsten 
Legislaturperiode durch Nichtstun?) 

– Wir arbeiten vernünftig und solide und nicht so 
wie Sie vorher.  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Wir haben 
solide gearbeitet, Herr Schulte!) 

Bei der Landesplanung besteht also Handlungs-
bedarf. Dieser Handlungsbedarf ist von Ihnen, 
Herr Bollermann, gerade eindeutig dargelegt wor-
den – und das nach 39 Jahren Regierung, die Sie 
zu verantworten haben.  

Um den großen Handlungsbedarf sichtbar zu ma-
chen, nenne ich einige Beispiele, bei denen dies 
besonders deutlich wird.  

Wir haben landesweit einige Bereiche für großflä-
chige Unternehmensansiedlungen vorgesehen. 
Die Praxis hat gezeigt, dass die dafür vorgesehe-
nen Flächen diesem Zweck nicht ohne weiteres 
dienen können; so sind sie nicht nutzbar. In der 
letzten Ausschusssitzung wurde das Gebiet in 
Hamm sinnvollerweise für andere Nutzungen frei-
gegeben. Die Gemeinde kann nun selbst darüber 
verfügen und eine Überplanung vornehmen. Eine 
generelle Überprüfung dieser Flächen würde zei-
gen, ob die Flächen tatsächlich den heutigen An-
forderungen für Neuansiedlungen von Unterneh-
men entsprechen oder aber die Entwicklung vor 
Ort behindern.  

Ein weiterer Bereich ist die Rohstoffsicherung. Wir 
haben in Nordrhein-Westfalen nicht nur Stein- und 
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Braunkohle, auf die immer besonders geblickt 
wird, sondern auch der Rohstoff Steine und Erden 
hat eine große wirtschaftliche Bedeutung. Bei-
spielsweise wird in meinem Heimatort Kalkstein in 
großem Umfang gewonnen, vor Ort zu Kalk wei-
terverarbeitet, gebrannt und an die Stahlindustrie 
und andere Industriezweige verkauft.  

Wer sich diese großtechnischen Anlagen und die 
Investitionen für die Gewinnung und anschließen-
de Weiterverarbeitung, die dort aufgebracht wer-
den müssen, einmal ansieht, hat Verständnis da-
für, dass der zeitliche Planungshorizont für diese 
Unternehmen erweitert werden muss und nicht so 
eng wie im jetzigen Gesetz gefasst werden darf. 
Planungen für Anlagen dieser Größe nehmen nun 
einmal Zeit in Anspruch. Danach ist der Zeitraum 
für die erforderlichen Genehmigungen zu betrach-
ten, und schließlich kommt noch der Zeitraum für 
den Bau dieser Anlagen hinzu.  

Daher erscheint es uns sinnvoll, den Firmen bei 
der Sicherung der Rohstoffe entgegenzukommen 
und ihnen über die jetzt vorgegebene Zeit hinaus 
wieder langfristig Planungssicherheit zu geben.  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Wann 
wollen Sie es machen?) 

– Wir wollen das in Ruhe abarbeiten und nicht mit 
so heißer Nadel stricken wie Sie, damit kein 
Nachjustierungsbedarf besteht. 

Dort, wo kurzfristig gehandelt werden musste, ist 
dies bereits geschehen. Die Eckpunkte für die 
Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsunter-
nehmen wurden veröffentlicht. Das Ziel, die In-
nenstädte zu stärken, wird damit deutlich gemacht 
und dürfte hier auch nicht gegenteilig behandelt 
werden. 

Meine Damen und Herren, wir werden entspre-
chend unserem Koalitionsvertrag bei allen Ände-
rungen und Vorgaben die EU-Richtlinien 1:1 um-
setzen. Das ständige Draufsatteln, wie es bisher 
geschehen ist, wird es mit uns nicht geben.  

Wir werden ohne Hast den Koalitionsvertrag ab-
arbeiten. Wir werden nicht alles im ersten Jahr er-
ledigen können. Wir haben auch etwas mehr Zeit 
dafür. Für uns gilt bei der Umsetzung der Vorga-
ben: Gründlichkeit geht vor Schnelligkeit. – Vielen 
Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Schulte. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt der Abgeordnete Priggen. 

Reiner Priggen (GRÜNE): Frau Präsidentin! Lie-
be Kolleginnen, liebe Kollegen! Herr Schulte, das 
ist ein guter Anknüpfungspunkt: Gründlichkeit vor 
Schnelligkeit. Dann kann die Not mit dem alten 
Landesplanungsgesetz ja nicht so groß gewesen 
sein. 

(Beifall von der SPD) 

Vorher haben Sie immer gesagt: „mit heißer Na-
del“ und „unter dem Druck“. – So schlimm kann es 
also nicht sein. Das ist auch in Ordnung. Dann 
sollten Sie jedoch nicht immer durch die Gegend 
ziehen und etwas ankündigen – nicht Sie persön-
lich; an dieser Stelle ist das Kritik an der Regie-
rung –, aber die konkreten Umsetzungsschritte, 
die inhaltliche Arbeit fehlen.  

Ich habe heute Morgen Herrn Minister Wittke zu-
gehört, der wieder den Einzelhandelserlass ange-
kündigt hat. Das ist eine Materie, wo wir sogar re-
lativ viele Gemeinsamkeiten haben; denn die Si-
tuation in den Kommunen, das Wegbrechen ge-
rade der Lebensmittelversorgung der Bevölkerung 
in den Innenstädten und die Verlagerung in große 
Supermärkte, ist ja ein Problem, das wir alle ha-
ben. Meine Frage ist nur: Wer macht denn jetzt 
den Einzelhandelserlass? Macht ihn Frau Tho-
ben? 

(Ministerin Christa Thoben: Ja! ) 

– Ja gut. 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Aber Witt-
ke kündigt ihn ständig an!)) 

Aber Herr Wittke kündigt ihn uns dauernd an. Ehr-
lich gesagt: Er trompetet wie ein großer Elefant 
auf dem Kriegspfad – und es kommt nichts. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir würden es gerne unterstützen, wir würden es 
thematisieren. Sie haben eben gesagt, Frau Mi-
nisterin, Sie machen das. Nun gut, wenn Sie uns 
gleich sagen, Sie machen den Einzelhandelser-
lass, sagen Sie uns auch, dass Sie ihn gründlich 
und sorgfältig machen, dass wir irgendwann et-
was vorgelegt bekommen, worüber wir diskutieren 
können. Wir werden andere Themen haben, die 
streitig sind. Hier gibt es sogar viele Gemeinsam-
keiten. 

Auch beim Landesplanungsgesetz gibt es Fragen. 
Minister Uhlenberg kündigt – richtigerweise – an, 
dass er eine Flächenschutzpolitik machen möch-
te. Das ist in Ordnung. Dann würden wir aber 
auch gerne einmal hören: Wie sieht das die ge-
samte Landesregierung? Wie soll das konkrete 
Handeln aussehen? 
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Wir haben Diskussionen um weitere Kiesabgra-
bungen am Niederrhein. Da kann man den Ein-
druck gewinnen, dass unsere Rohstoffressourcen 
und Flächen ohne Rücksicht auf die Landschaft 
ausgebeutet werden, um die Holländer mit Kies 
zu versorgen, die mit ihren Flächen sehr viel vor-
sichtiger und restriktiver umgehen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Die Niederländer sagen: Wenn die Deutschen zu-
lassen, dass innerhalb einer Generation eine 
Landschaft in einer Art umgekrempelt wird, dass 
sie nicht wiederherzustellen ist, dann ist das de-
ren eigene Schuld. Wir parken den Kies, den die 
Deutschen so bereitwillig in der Landschaft aus-
räumen lassen, sogar bei uns. – Auch da mal eine 
klare Ansage! 

Bei allem Verständnis dafür, dass Betriebe, die 
investieren, Absicherungen über größere Zeit-
räume brauchen: Das ist genau das Gegenteil. 
Sichere ich das auf 20 oder 30 Jahre, gucke ich 
mir die Abschreibungszeiträume an oder mache 
ich das mit einer Perspektive von 50 Jahren, die 
in Teilen völlig überzogen ist? 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir können über die Investzeiträume der Firmen 
reden; das ist eine faire Umgangsweise. Dann 
können wir aber keine Zeiträume nehmen, die das 
um das Zwei- bis Dreifache übersteigen. 

Zusammengefasst heißt das: Es müsste ein Vor-
schlag von der Regierung kommen. Vielleicht hö-
ren wir es gleich beim Einzelhandelserlass. Dann 
lassen wir uns auf einen konstruktiven Prozess 
ein. Da mögen wir in manchen Punkten noch un-
terschiedliche Meinungen haben – das macht 
nichts –, aber es würden den Ankündigungen tat-
sächlich einmal Arbeitsprozesse folgen. Das hat 
nichts mit dem Haushalt und nichts mit einer ver-
fahrenen Situation zu tun, für die wir abgewählt 
worden sind, sondern das ist jetzt Ihr Job. Da war-
ten wir, dass da tatsächlich einmal etwas passiert. 
Ich bin gespannt auf die weiteren Beiträge. – 
Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. – 
Für die FDP hat nun Herr Ellerbrock das Wort. 

Holger Ellerbrock (FDP): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Herr Prof. Bollermann, 
Vorwürfe lassen sich leicht erheben. Sie mahnen 
an: Tut endlich was! Ich glaube, wir in diesem 
Haus müssten vorsichtig sein mit der Landespla-
nung. Nachdem wir das letzte Landesplanungsge-

setz verabschiedet hatten, sind in der letzten Aus-
schusssitzung unter Ihrer Ägide 50 redaktionelle 
Änderungen vorgeschlagen worden, weil Sie das 
Verfahren überhaupt nicht auf die Reihe bekom-
men haben. Das war eine Zumutung für alle Be-
teiligten. 

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Ich würde im 
Haushaltsverfahren vorsichtig sein mit sol-
chen Ankündigungen!) 

Ich kann es nur richtig finden, dass hier konzepti-
onell sauber gearbeitet wird und man Schritt für 
Schritt vorgeht. Denn das, was die damalige Lan-
desplanungsbehörde mit dem unzureichenden 
Gesetzentwurf zur Änderung des Landespla-
nungsgesetzes geleistet hat, wollen wir hier nicht 
mehr erleben. 

(Beifall von der FDP) 

Meine Damen und Herren, wir haben natürlich 
gesagt – das steht auch in der Koalitionsvereinba-
rung –, Landesentwicklungsplan und Landesent-
wicklungsprogrammgesetz sollen zusammenge-
führt werden. Das hat inhaltliche Gründe. Überle-
gen wir einmal: Der letzte Landesentwicklungs-
plan ist von 1995, also mehr als zehn Jahre alt. Er 
ist zu überprüfen und gegebenenfalls zu ändern. 
Völlig klar! 

Weil Sie anmahnen: Wie sieht das denn konzepti-
onell aus? – Kollege Schulte hat es angespro-
chen: Mit dem ersten Rohstoffbericht haben wir 
für einen bestimmten Bereich Grundlagen erarbei-
tet – von Ihnen mit eingeleitet; das muss man der 
Fairness halber sagen –, aber diese Koalition hat 
ihn herausgegeben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich halte es 
durchaus für sinnvoll, endlich einmal auch in die-
sem Bereich mit langfristigen Konzeptionen weit 
über das tägliche Klein-Klein hinaus zu arbeiten. 
Es ist doch eine Chance, eine langfristig orientier-
te Konzeption auszubauen, eine Wertschöpfungs-
kette auszubauen, wenn es unter anderem darum 
geht, statt Wertschöpfung in den Niederlanden mit 
den dortigen Tourismusgebieten an Maas und am 
Ijsselmeer bei uns großflächige Abgrabungen zu-
gestalten, dass man nicht an einem Tag auf dem 
Baggersee links herum schwimmt oder links her-
um mit dem Boot fährt und am nächsten Tag 
rechts herum. 

Ziel muss es sein, entsprechend großflächig zu 
arbeiten, damit in Kombination von Kommunen, 
Landschafts- und Naturschutz, Kiesindustrie und 
Hochwasserschutz vielleicht Arbeiten, Wohnen 
und Erholen am Wasser langfristig geplant wer-
den können, damit die Erholung in konzeptioneller 
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Verknüpfung mit dem westdeutschen Kanalnetz 
erfolgen kann. All das sind Möglichkeiten, die wir 
aber nur dann verwirklichen können, wenn wir den 
Mut haben, über den Tellerrand hinauszugucken, 
und langfristige Zeiträume vor Augen haben. 

Meine Damen und Herren, über die großflächigen 
Reservegebiete für industrielle Ansiedlungen, 
LEP VI, hat der Kollege Schulte schon einige 
Worte verloren. Ich glaube, Frau Ministerin, wir 
wären gut beraten, die Gebiete zu überprüfen. Al-
lerdings sollten wir in regionaler Verteilung einige 
Gebiete immer noch in der Hinterhand behalten.  

Meine Damen und Herren, es gibt eine Resolution 
des Braunkohlenausschusses, die dafür votiert, 
die Unterausschüsse wieder einzuführen. Der 
Vorsitzende des Braunkohlenausschusses hat am 
31. März 2006 die Fraktionsvorsitzenden – Frau 
Ministerin, ich vermute, sicherlich auch Ihr Haus – 
eingeführt.  

Meine Damen und Herren, wer Verwaltungsver-
einfachung will, soll sicherlich nicht Institutionen 
neu einführen, die gerade abgeschafft worden 
sind. Man sollte allerdings auch dem Braunkoh-
lenausschuss die Freiheit geben, in einzelnen 
Kommissionen sachbezogen, vielleicht konzent-
rierter arbeiten zu können. Deswegen das Lan-
desplanungsgesetz zu ändern, halte ich für aus-
gesprochen überzogen.  

Frau Ministerin, ich erwarte auch mit Spannung 
die Konzeption, wie die Umgestaltung der Regio-
nalräte unter Berücksichtigung der Planungskom-
petenz des KVR erfolgt. Eine schwierige Kiste! Ich 
finde es gut, wenn Sie sagen: Lasst uns darüber 
vielleicht auch im Vorfeld von offiziellen Verlautba-
rungen auf breiter Basis diskutieren. – Das ist al-
les nicht so einfach. Wie gesagt: Lieber am An-
fang vernünftig diskutieren, statt einen Gesetz-
entwurf vorzulegen, der in der letzten Phase mehr 
als 50 Änderungen hat. Das hielte ich nicht für 
gut.  

Meine Damen und Herren, eines sollten wir im 
Zusammenhang mit der Landesplanung auch 
noch einmal kritisch überlegen: Genehmigung o-
der Anzeigeverfahren. Man sagt leicht: Jawohl, 
wir wollen statt der Genehmigung eines Regional-
plans lieber ein Anzeigeverfahren. – Die rechtliche 
Verbindlichkeit und Kalkulationssicherheit ist mit 
einer Genehmigung sicherlich größer.  

Meine Damen und Herren, wir sind uns, glaube 
ich, alle einig, dass der zuletzt unselige Landes-
entwicklungsbericht nicht wieder fröhliche Urständ 
feiert. Die „Welt am Sonntag“ hat am 24. April 
2005 eine böse, allerdings absolut zutreffende 
Darstellung des letzten Landesentwicklungsbe-

richtes gegeben: ein neues Lexikon der politi-
schen Nullsätze. Verschonen Sie uns damit bitte, 
Frau Ministerin! 

(Beifall von der FDP) 

Aber wie ich Sie kenne, haben Sie auch nicht vor, 
wieder einen Landesentwicklungsbericht einzu-
führen.  

(Beifall von der FDP) 

Denn das, was da drinsteht, ist einfach ein Null-
satz gewesen. Als umweltpolitischer Sprecher ha-
be ich den Bericht allerdings begrüßt. Sie sehen, 
ich habe ihn noch hier. Der wichtigste Beitrag die-
ses Landesentwicklungsberichtes bei diesen Null-
sätzen, die von der Landesplanungsbehörde da-
mals leider mit formuliert wurden, war: Hier ist 
Schwachholz für Kopierpapier benutzt worden. – 
Somit hat dieser Bericht durchaus einen Sinn ge-
habt. Das hat die Landesplanung nicht verdient. 
Landesplanung kann mehr. Landesplanung ist 
mehr als ein Einzelhandelserlass.  

Haben Sie Mut zu langfristigen Konzeptionen! 
Planen Sie auf längere Zeiträume! Dann haben 
wir wieder eine Chance, Nordrhein-Westfalen mit 
konzeptionellen Ideen nach vorne zu bringen. – 
Schönen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Ellerbrock. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt noch einmal Frau Ministerin.  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich war früher 
schon einmal Mitglied dieses Hohen Hauses und 
habe damals unter den Landesentwicklungsbe-
richten genauso gelitten, wie Sie es jetzt hier vor-
getragen haben.  

Die Koalitionsvereinbarung hat zwar nicht direkt 
die Abschaffung zum Ziel, aber in der Koalitions-
vereinbarung sind ein paar Festlegungen getrof-
fen, zum Beispiel die, dass wir die Regionalpla-
nung für die Metropole Ruhr auf den Regionalver-
band übertragen und durch Novellierung des Ge-
setzes über den Regionalverband sicherstellen, 
dass die Willensbildung in den Organen des Ver-
bandes die tatsächlich vorhandenen Mehrheits-
verhältnisse der Verbandsversammlung abbildet.  

Wir haben zusammen mit dem Innenminister 

(Zuruf von Frank Sichau [SPD]) 



Landtag  04.05.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/28 
 

 

 

3023

– keine Sorge, das kommt – die Eckpunkte vorge-
legt. Sie sind Grundlage der entsprechenden Ge-
setzentwürfe. Sie werden Sie sehr zeitnah hier im 
Plenum finden. Die Übertragung der Regionalpla-
nung wird danach in Stufen erfolgen, die aber in 
Gänze bereits jetzt gesetzlich verankert werden – 
damit Sie nicht so schnell wieder davon runter 
können, um das deutlich zu sagen.  

Der Weg, dem Ruhrgebiet eine eigene Planungs-
kompetenz zu übertragen, wird also frei. Im ersten 
Schritt ist vorgesehen, die bestehenden kommu-
nalen Aktivitäten zur Regionalplanung in der Städ-
teregion Ruhr systematisch aufzugreifen und auf-
zubauen. Dadurch müssen wir die Möglichkeit re-
gionaler Flächennutzungspläne, die im RVR-
Gesetz nur befristet vorgesehen sind, von der Be-
fristung befreien und den Regionalverband zu-
sätzlich auffordern und drängen, weitere Initiati-
ven auch in den anderen verbliebenen Teilräumen 
des Verbandsgebietes zu ergreifen.  

Die vollständige Übertragung der Regionalpla-
nung auf den Regionalverband wird mit der 
nächsten Kommunalwahl im Jahre 2009 erfolgen. 
Dies aber, meine Damen und Herren, werden wir 
bereits im Zuge des jetzigen Gesetzgebungsver-
fahrens festschreiben.  

(Beifall von Josef Hovenjürgen [CDU]) 

Meine Damen und Herren, im Rahmen der dafür 
notwendigen Novellierung des Landesplanungs-
gesetzes wollen wir auch die Genehmigungs-
pflicht für Regionalpläne, Masterpläne abschaffen 
und das Landesplanungsgesetz auf weitere Dere-
gulierungs- und Entbürokratisierungsmöglichkei-
ten überprüfen.  

Ein Vorredner hat bereits den Arbeitsbericht zum 
Rohstoffbericht erwähnt. Wir haben das nicht auf-
gegriffen, um ein Thema unter ganz vielen auf-
zugreifen, sondern wir sind sicher, dass wir mit der 
ausgelösten Diskussion erreichen, dass das Ab-
wägen der unterschiedlichen Belange – so sehen 
wir das – in ein neues Gleichgewicht gebracht wird. 
Uns war die bisherige Abwägung – so haben wir 
sie erlebt – zu weit von wirtschaftlichen Bedürfnis-
sen entfernt.  

Nach meiner Überzeugung brauchen wir dazu 
aber einen ausführlichen Diskussionsprozess. 
Deshalb haben wir die Verabschiedung der Ein-
zelheiten für die Rohstoffsicherung auch nicht auf 
einen festen Termin gelegt.  

(Beifall von der FDP) 

Wir lassen die Debatte übers Internet laufen – vie-
le beteiligen sich – und sind zuversichtlich, dass 
wir am Ende eine langfristige Verabredung hinbe-

kommen, die uns allen, vor allen Dingen aber den 
Menschen draußen im Land gut tut.  

Ich nehme gerne den Hinweis auf, dass sich die 
Niederländer im Moment ein Stück weit so verhal-
ten, dass wir viel von dem tun, was man auch in 
den Niederlanden tun könnte. Wir werden mit der 
zuständigen Ministerin darüber reden und die 
problematische Belastung auf deutscher Seite er-
örtern. Völlig unstreitig!  

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Ministe-
rin, erlauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn 
Remmel?  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Bitte.  

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Herr 
Remmel.  

Johannes Remmel (GRÜNE): Schönen Dank, 
Frau Ministerin. – Sie haben im Zusammenhang 
mit dem Rohstoffbericht von einem neuen Gleich-
gewicht gesprochen. Ich interpretiere das so, dass 
es in Richtung stärkerer wirtschaftlicher Ausbeu-
tung geht. Gleichzeitig sagen Sie aber, dass Sie 
am Niederrhein offensichtlich jetzt schon ein Prob-
lem haben, dass zu viel abgebaggert wird. Wie 
erklären Sie sich diesen Widerspruch?  

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Wir müssen deshalb – die 
Fragen hat auch Herr Ellerbrock eben aufgewor-
fen – noch einmal abwägen: Wie lange im Vorlauf 
muss die Planungssicherheit hergestellt werden? 
An welchen Stellen im Land wollen wir wie viel 
haben? 

Ich muss Ihnen nicht erklären, dass es da, wo be-
sonders viele Vorkommen sind, wo eine Region 
mit sehr viel Belastung zu kämpfen hat, mehr 
Konflikte gibt und die Abwägung komplizierter ist. 
Deshalb haben wir den Rohstoffbericht in die De-
batte eingebracht. Wenn ich fertige Antworten hät-
te, würde ich hier bereits mit einem Gesetzentwurf 
stehen. Ich sagen Ihnen nur: Die Belange der ab-
bauenden Betriebe sind uns auch wichtig. 

Es ist ja nicht so, dass die Natur am Ende des 
Abbaus so aussieht, als hätte man ihr etwas ganz 
Schlimmes angetan. Ich kenne die Grünzüge 
beim RVR gut: Da gibt es inzwischen teilweise ei-
nen Wettlauf darum, ab wann man einen ausge-
kiesten Teil zu einem Freizeitgebiet machen kann, 
in dem die Menschen baden gehen oder Bötchen 
fahren. Man darf also nicht den Eindruck erwe-
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cken, dass das Abwägen in jedem Fall misslingen 
muss. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: So viele Frei-
zeitparks können Sie gar nicht mehr bauen!) 

– Ich muss keine Freizeitparks bauen. Ich muss 
den Menschen gestatten, da zu wohnen und zu 
leben, wo sie mögen. Dieses Anliegen wägen wir 
mit den Bedürfnissen der Menschen ab, die Arbeit 
suchen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Zukunftsfähige Gewerbeflächenpolitik zählt zu 
den wichtigsten Voraussetzungen für eine positive 
Entwicklung der Wirtschaft und des Arbeitsmark-
tes. Das Flächenangebot muss ausreichend sein. 
Wir haben im Moment noch elf Standorte für die 
Ansiedlung von international operierenden Groß-
konzernen mit einem hohen Flächenbedarf, der-
zeit bei mindestens 80 ha, in der Planung. 

Unser Eindruck ist, dass wir in Zukunft nicht mehr 
alle Flächen brauchen. Bei der Überarbeitung 
müssen wir also noch einmal abwägen, was öko-
logisch erträglich ist und was wir bezogen auf die 
Perspektiven der Wirtschaft wirklich brauchen. Wir 
setzen auf interkommunale Zusammenarbeit. 

Am Beispiel des Airportgebietes in Münster sehen 
Sie doch, dass Umweltministerium und Wirt-
schaftsministerium imstande sind, eine Abwägung 
vorzunehmen, die den wirtschaftlichen Belangen 
Rechnung trägt und gleichzeitig die Vereinbarung 
enthält, dass, wenn man ein solch großes Gebiet 
zusätzlich in Anspruch nimmt, weil es so ver-
kehrsgünstig liegt, im Regionalplan andere aus-
gewiesene Gebiete zurückgeführt werden müs-
sen. Gehen Sie davon aus: Wir werden darauf 
drängen. Uns sind ökologische Belange nicht 
gleichgültig. 

(Zuruf von der SPD: Hört, hört!) 

Zum großflächigen Einzelhandel! Wir haben das 
Centro-Urteil. Das heißt, uns ist aufgegeben, et-
was zu verändern. Wir haben Eckpunkte formu-
liert. Wir sind im Moment dabei, mit kommunalen 
Spitzenverbänden, der Wirtschaft und anderen 
Akteuren das, was wir in Eckpunkten formuliert 
haben, weiter zu konkretisieren. In den nächsten 
Monaten wird zu klären sein, wie wir mehr eigen-
verantwortliches Handeln – übrigens der einzel-
nen Kommunen, auch was Stadtteilentwicklung 
angeht; das haben Sie an unseren Eckpunkten 
gesehen – hinbekommen. 

Ich bin sicher, diesen Anforderungen und vielen 
weiteren, die wir uns noch vorgenommen haben, 

wird die Novelle genügen, die in der zweiten Jah-
reshälfte vorgelegt werden wird. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Frau Ministe-
rin, erlauben Sie noch eine Zwischenfrage? 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Nein. 

Präsidentin Regina van Dinther: Nein, tut mir 
Leid. – Meine Damen und Herren, ich schließe die 
Beratung zu Einzelplan 08.  

Wir kommen zur Abstimmung zu Einzelplan 8. 
Sie haben die Vorlage von gestern auf dem Tisch, 
der Sie entnehmen können, dass wir jetzt zu-
nächst über den Antrag der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen mit der laufenden Nr. 106 ab-
stimmen müssen. Die liegt Ihnen in Drucksache 
14/1792 vor. Wer diesem Antrag die Zustimmung 
gibt, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist dieser 
Antrag mit großer Mehrheit abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur 
Endabstimmung über den Einzelplan 08. Wer die-
sem Einzelplan die Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist dage-
gen? – Wer enthält sich? – Dann ist der Einzel-
plan 08 mit großer Mehrheit angenommen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich rufe dann den Einzelplan 02 auf: 

Ministerpräsident  

Ich eröffne die Beratung und gebe Herrn Kuschke 
von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte schön. 

Wolfram Kuschke (SPD): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Das Interesse ist doch et-
was größer geworden. Sie scheinen doch noch 
eine Mehrheit zu haben. Das hatten wir gar nicht 
erwartet. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Angesichts der fortgeschrittenen Zeit lassen Sie 
mich nur zu wenigen Punkten des Einzelplans et-
was sagen. 

Punkt 1: Nachdem es großmündig angekündigt 
worden ist, war unsere Erwartung, dass die Lan-
desregierung die Chance genutzt hätte – Herr Mi-
nister Breuer, Sie sind bereits da; diejenigen, die 
das operativ verantworten, kommen allmählich 
auch –, in diesem Bereich ein Profil darzustellen, 
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